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Statt einer Einleitung: Motive hinter dem Versuch, begründete Kritik zu üben

I.

Ein Freund, der vor einigen Jahren nach Portugal ausgewandert ist, dort das Leben 

genießt, viel Sport treibt, sich in der Kunst des Sauerteig-Brot-Backens übt, träte mir 

mit mehr als nur tiefem Unverständnis entgegen, wenn er die hier dokumentierten 

sieben Texte sehen würde. Allein, ich erwähne und zeige ihm die kleinen Artikel erst 

gar nicht, weil ich mir seiner Gleichgültigkeit und Verwunderung hundertprozentig 

sicher wäre. In seiner ehrlichen Art würde er der Textsammlung wahrscheinlich 

entgegenhalten, dass ich hier keine „versammelte Skepsis“, sondern eher eine 

„versammelte Langeweile“ verbreiten würde. Offen gesagt, ich kann das auch ein 

klein wenig verstehen. Immerhin hat keine Person aus meinem Kollegen*innenkreis 

ähnliche Vorbehalte gegenüber dem Nationalen Bildungsbereich zu Protokoll 

gegeben. Ich war ganz offensichtlich allein auf weiter Flur. Trotz einiger 

Kontaktversuche hat kein Mitglied des für den Bildungsbericht verantwortlichen 

Autoren*innenteams auf meine Monita und kritischen Nachfragen reagiert.

Der erste Eindruck, den ich beim Überfliegen des Bildungsberichts gewann, war, 

dass das Dokument – obwohl es die diachrone Perspektive des Lebenslaufs 

beansprucht – die einschlägige Literatur nicht oder nur sehr selektiv zur Kenntnis 

zu nehmen schien. Das empfand ich für einen offiziellen Bildungsbericht schon als 

ein wenig ‚gewagt‘. Die Macher*innen vertreten zwar den Anspruch, „unter der 

Perspektive von Bildung und Lebenslauf die einzelnen Bereiche des deutschen 

Bildungswesens im Unterschied zu anderen bereichsspezifischen Einzelberichten 

nicht mehr für sich, sondern in ihrem Gesamtzusammenhang zu betrachten“ (S. 2); 

gleichzeitig blenden sie die u. a. aus dem Umkreis der allgemeinen 

Erziehungswissenschaft erstellten Arbeiten und die aus der Lebenslaufforschung 

stammenden Studien kurzweg aus. Um die Darstellung an dieser Stelle abzukürzen: 

Die von mir Schritt für Schritt, Artikel für Artikel artikulierte Haltung eines 

Opponenten gegenüber dem Bildungsbericht 2022 speist sich aus zwei Quellen: zum 

einen aus einer gewissen Voreingenommenheit gegenüber der quantitativen 

Bildungsforschung und zum anderen aus ganz konkreten Schwächen und 

spezifischen Mängeln, die in den hier zusammengetragenen Texten im Detail

3



ausgeführt werden. Die zuerst genannte Voreingenommenheit gilt es nun näher zu 

begründen.

II.

In dieser Vorbemerkung kann ich, auch wenn sich dies im wissenschaftlichen 

Diskurs gewöhnlich nicht geziemt, nicht ganz auf persönliche Bemerkungen 

verzichten. Denn einige meiner Motive für die hier dokumentierte Gegenrede liegen 

zeitlich weit zurück: Ich habe Ende 2020 meine aktive Zeit als Hochschullehrer an 

der Goethe Universität Frankfurt beendet. Und schon als ich als wissenschaftlicher 

Mitarbeiter meine Laufbahn 1985 an der Gesamthochschule Kassel begann, sorgte 

das angespannte Verhältnis zwischen qualitativer und quantitativer Forschung, 

gleichsam die Nachwehen des Positivismus-Streits in der Soziologie, für heftige 

Auseinandersetzungen an den Universitäten. Ich gestehe ein, dass meine 

Einschätzung des Bildungsberichts keineswegs ganz frei ist von den schon damals 

formulierten Einwänden. Dabei hat seit meiner Studienzeit Ende der 1970er-Jahre 

bis heute ein gar nicht hoch genug einzuschätzender Lernprozess innerhalb der 

Sozial- und Erziehungswissenschaft stattgefunden. Dieser scheint auf den ersten 

Blick das unversöhnliche „Entweder oder“ – sprich: die unversöhnliche 

Gegenüberstellung von einem verteilungstheoretischen Fokus versus 

hermeneutische Ausrichtung – in ein „Sowohl als auch“ transformiert zu haben, 

ohne dass man nach dieser Überwindung des Schismas von einem Kompromiss 

reden könnte. Der Königsweg sozial- und erziehungswissenschaftlicher 

Untersuchungen, so teilen uns einschlägige Lehrbücher im Wissenschaftsbetrieb 

jedenfalls mit (Baur/Blasius 2022; Kelle 2014; Völcker/Meyer/Jörke 2019), bestehe 

in der Kombination hypothesentestender bzw. deduktiv angelegter Verfahren mit 

offenen, induktiv ausgerichteten Wegen des methodisch kontrollierten 

Fremdverstehens. Ich selbst habe mich bemüht, an diesem Lernprozess ein klein 

wenig teilzuhaben, etwa indem wir beispielsweise in einem unserer DFG-Projekte 

beide Ansätze genutzt und eine Methodenkombination realisiert haben (Nittel/ 

Schütz/Tippelt 2014). Gezielt sind in meinem Arbeitsbereich während meiner 

Dienstzeit auch quantitative Promotionen angenommen und in einer qualitativen 

Forschungswerkstatt betreut worden (Schütz 2008, 2009; Lenk 2010; Noll 2011).
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III.

Gemessen an dem eben angedeuteten wissenschaftsinternen Lernprozess und den 

von ihm implizit vertretenen Qualitätsstandards kann in dem Bildungsbericht von 

Methodenpluralität keine Rede sein. Nun, das ist auch nicht weiter verwunderlich; 

und das darf auch genau genommen kein Gegenstand der Kritik sein! Denn es gehört 

zur akademischen Redlichkeit, den Bildungsbericht nicht an Maßstäben zu messen, 

welche die Verfasser*innen für sich gar nicht reklamieren. Tatsache ist, dass im 

Genre des Bildungsberichts die Erstellung eigener Untersuchungen nicht 

vorgesehen ist. Vielmehr sollen bereits vorliegende quantitative Untersuchungen 

gebündelt und die Teilbefunde zu einem Gesamtbild verdichtet werden.

Doch die hier konstatierte pragmatische methodische Ausrichtung des 

Bildungsberichts bietet noch lange keinen Freibrief, auf obligatorische Praktiken im 

Wissenschaftsbetrieb zu verzichten, etwa auf die eben bereits thematisierte 

Erwähnung gegenläufiger wissenschaftlicher Lehrmeinungen. Für die 

Verfasser*innen des Bildungsberichts scheint die Option, die bloße Existenz von 

thematisch relevanten Untersuchungen zu konstatieren, die nicht aus dem Umkreis 

der dominanten verteilungstheoretischen Bildungsforschung stammen, aber 

dennoch das Paradigma des Lebenslaufs als Organisationsprinzip des 

Bildungssystems teilen, nicht ernsthaft in Betracht gekommen zu sein. Einschlägige 

qualitative Untersuchungen, die Blicke auf die subtilen Mechanismen im 

Bildungssystem und die Tiefenschicht des einen oder anderen statistischen 

Oberflächenphänomens eröffnen könnten (wie etwa ethnografische Befunde über 

das Lehren und Lernen, mentalitätsgeschichtliche Erkenntnisse über das 

pädagogische Personal, organisationstheoretische Einsichten über die Herstellung 

von Differenz in den unterschiedlichen Bildungsbereichen, der Umgang mit Kindern 

und Jugendlichen mit Migrationshintergrund) bleiben ausgeblendet. Im Kern 

widerspricht die hier monierte Indifferenz oder anders ausgedrückt: die Neigung, 

auf einem Auge blind zu sein, der pluralistischen Verfasstheit der angestammten 

Erziehungswissenschaft. Mit der gewählten Art der Präsentation bestätigt der 

Bildungsbericht den Verdacht, dass die quantitative Bildungsforschung sich als eine 

hermetisch abgeschottete Spezialdisziplin geriert und dabei partikulare Interessen 

verfolgt. Das ist im hier erörterten Fall des Nationalen Bildungsberichts, der zwar 

aus staatlichen Geldern finanziert wird, allerdings auch eine zivilgesellschaftliche 
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Funktion der Selbstaufklärung im intermediären Bereich von Bildungspolitik, 

Bildungspraxis und Bildungsforschung erfüllt, nicht nur nicht zu rechtfertigen 

(Münch 2011, 2018), sondern auch unter demokratietheoretischen

Gesichtspunkten problematisch. Denn im gleichen Maße, wie in einer Demokratie 

die Vielfalt von Gruppeninteressen das Recht auf öffentliches Gehör hat, sollte in 

einem Nationalen Bildungsbericht per se allen wissenschaftlichen Lehrmeinungen 

Platz eingeräumt werden. Diese Beobachtung stellt ebenfalls ein wichtiges Motiv 

dar, den Bildungsbericht kritisch zu kommentieren.1

1 Die hier versammelten Texte kommen ohne die eine oder andere Wiederholung nicht aus. Dennoch 
enthält jeder der sieben Text mindestens ein Alleinstellungsmerkmal, das nur in jeweiligen Beitrag zu 
finden ist.
Alle Publikationsorgane haben dem Autor die schriftliche Genehmigung zur Verwendung der 
Texten in diesem Rahmen gegeben. Sofern sich die Nutzungsrechte nur auf den Text selbst und 
nicht auf das Layout bezogen haben, ist auf die Kopie des Layouts der jeweiligen Zeitschrift 
verzichtet worden. Im Fall des Aufsatzes für die Pädagogische Korrespondenz haben wir auf die 
Wiedergabe des vollständigen Textes verzichtet und nur einen Teil des Artikels hier 
wiedergegeben..

IV.

Selbst wenn es auf den ersten Blick heute so scheint, als herrsche eine Art 

Burgfrieden zwischen der qualitativen und quantitativen Forschungsrichtung, 

sollten die unter der Oberfläche nach wie vor wirksamen Aporien im Verhältnis der 

beiden Paradigmen nicht unterschätzt werden. Auch heute noch hängen diese 

Aporien wie nicht beglichene Hypotheken, wie ein Nebelfeld über dem hier 

angedeuteten Diskurs. Und diese strahlen auch auf wichtige Dokumente wie den 

Bildungsbericht aus. Wer über die spezifischen Schwächen, Probleme und Fehler des 

Nationalen Bildungsberichts offen reden will, darf über die Erblast an methodologisch 

angelegten Fehlerquellen und Problempotenzialen dieser Art von 

Bildungsberichterstattung nicht schweigen. Die im Hintergrund lauernden offenen 

Fragen und ungeklärten Sachverhalte sollen hier zumindest grob angedeutet 

werden, denn sie haben als Hintergrundfolie auch meine Einschätzung des Berichts 

als solchen stark beeinflusst:

• Zu den elementarsten methodologischen Lehrmeinungen der empirischen 

Sozialforschung gehört die Prämisse, dass die situative bzw. szenische 

Ausgestaltung der Datenerhebung nichts anderes darstellt als eine spezifische 

Variante der menschlichen Kommunikation (Habermas 1967). Von diesem –
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vordergründig – schlichten Tatbestand, aber auch aus anderen Gründen 

(Arbeitsgruppe Bielefelder Soziologen Alltagswissen 1973, 1976), leitet sich 

die Maxime ab, bei der Wahl der Erhebungsinstrumente interpersonelle 

Settings und ritualisierte Formen des sozialen Austauschs zu priorisieren, die 

sich möglichst eng an die Muster der alltagsweltlichen Kommunikation 

anschmiegen. Nun scheint die Befolgung dieser Maxime bei den modernen 

verteilungstheoretischen Verfahren wegen der hohen Fallzahlen und des 

damit verbundenen organisatorischen Aufwandes kaum oder nur schwer 

möglich zu sein. Gleichwohl nähern sich manche Praktiken der 

Datenerhebung der Alltagspraxis moderner Gesellschaften an. Das ließe sich 

gut am Beispiel der stark gestiegenen Zahl an Telefonumfragen und online­

Erhebungen zeigen – dies allerdings nur um den Preis eines Qualitätsverlustes 

an anderer Stelle (Weichbold/Bacher/Wolf 2009; Schnell 2018). Ins Auge 

springt der säkulare Trend, dass sich die deutsche Bevölkerung insgesamt 

immer resistenter, ja unwillig gegenüber der Umfrageforschung verhält 

(Schupp/Wolf 2015). Als ich als junger Wissenschaftler in den 

Achtzigerjahren des letzten Jahrhunderts die Gelegenheit hatte, an Erhebun­

gen teilzunehmen, lag die Rate der aktiven Teilnehmer*innen an einer 

empirischen Studie über die Situation alter Menschen in einem Kasseler 

Stadtteil noch vergleichsweise hoch (Karl u. a. 1990). Heute sind die Quoten 

der Verweigerer*innen weitaus höher und die Teilnahmebereitschaft deutlich 

niedriger: „In der allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaf­

ten (ALLBUS) betrug die Teilnahmeverweigerung im Jahr 2008 ca. 50 %. Auch 

in anderen deutschen nationalen oder komparativen interkulturellen 

Umfragen ist der Anteil der Ausfälle durch die Teilnahmeverweigerung 

ebenfalls hoch (in ESS 2006 betrugen Verweigerungsraten bis zu 40 % in den 

einzelnen Ländern)“ (Schupp/Wolf 2015; siehe auch Blohm/Koch 2015). In 

Studien der empirischen Bildungsforschung dürften die Zahlen sogar noch 

höher sein. Dies trägt zu massiven Unschärfen in den Befunden bei. Die 

Protagonisten der verteilungstheoretischen Sozialforschung führen die hier 

skizzierte Entwicklung entweder auf den Vertrauensverlust gegenüber der 

Großforschung oder auf suboptimale Formen der Ansprache, der 

Rekrutierung und die mangelnde Attraktivität der Anreizsysteme („keine

7



werthaltigen Incentives“) zurück. Im Kern wird hier technokratisch und nicht 

soziologisch argumentiert, da das Argument verdrängt wird, dass die hier 

praktizierten Erhebungen viel zu wenig an den elementaren Formen der 

sozialen Interaktion und dem hier wirksamen Reziprozitätsgebot orientiert 

sind. Immer weniger scheint die Bevölkerung bereit zu sein, an die kaum oder 

nicht einlösbaren Versprechungen (Aussicht auf Reform, praktischer Nutzen 

der Forschung) des einen oder anderen Vorhabens zu glauben. Der hier 

angedeutete Trend der Verweigerung spricht selbstverständlich nicht völlig 

gegen die jeweiligen Befunde, evoziert aber die Notwendigkeit, die jeweiligen 

Ergebnisse nicht überzubewerten und die Entstehungsbedingungen der Da­

tensammlung bei der Interpretation der Ergebnisse mit in die Abwägungen 

einzuziehen. Und genau davon sehen die meisten Untersuchungen ab. Das hier 

angerissene Problem kumuliert und spitzt sich zugleich zu, wenn man 

bedenkt, dass im Bildungsbericht unter Absehung der soeben angesproche­

nen Verzerrungseffekte eine Vielzahl von Untersuchungen herangezogen und 

die jeweiligen Zahlen ohne Quellenkritik miteinander verrechnet werden, 

also ohne auf die Qualität (Indexikalität, Güte und Reichweite) der zugrunde 

liegenden Quantitäten (Verteilungen, Häufigkeiten) zu achten. In diesem 

Zusammenhang unterliegen die statistischen Praktiken, die zur Kompensa­

tion oder zur Erklärung der hohen Verweigerungsquoten herangezogen 

werden, der Paradoxie, dass sie ihrerseits auf die Existenz von Umfragedaten 

angewiesen sind, die pikanterweise – weil den Forschenden die Beforschten 

ausgehen – nicht oder nur mit großem Aufwand zu beschaffen sind (Porst/ 

von Briel 1995).2

2 Bei einer öffentlichen Diskussion anlässlich des von der Mehrzahl der zuständigen Minister auf 
Landesebenen gemiedenen Bildungsgipfels im Jahr 2023 hat einer der Diskutanten auf dem Podium in 
Betracht gezogen, dass selbst die aus den einzenen Ländern stammenden Statistiken wegen der 
Heterogenität ihres Zustandekommens und inhaltlichen Ausrichtung streng genommen gar nicht 
vergleichbar sind.

• Im Unterschied zu vielen rekonstruktiv und hermeneutisch angelegten Pro­

jekten aus dem Umkreis der qualitativen erziehungswissenschaftlichen For­

schung sind die Situationen der Datengewinnung in der quantitativen 

Bildungsforschung weitgehend intransparent. Über den Kontext der 

Begegnung von Forschern*innen und Beforschten Personen erfahren die 

Leser*innen einschlägiger Studien in der Regel rein gar nicht. Schon allein
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dieser Umstand widerspricht diametral dem Regelwerk von Sir Karl Raimund 

Popper, dem Gralshüter der quantitativen Bildungsforschung.3 Während der 

bei der Auswertung der Daten realisierte Aufwand exorbitant hoch ist, gibt in 

jener Situation, in der eine Versuchsperson beispielsweise einen Fragebogen 

unter Maßgabe lebenspraktischer Erfahrungen deutet, der Faktor Kontingenz 

den Ton an. Kaum einer der Autoren*innen des Bildungsberichts kann mit 

Blick auf die zu Rate gezogenen Teiluntersuchungen Fragen wie diese 

beantworten: Steht jederzeit eine Person zur Verfügung, die mögliche 

Rückfragen im Zusammenhang mit dem Ausfüllen eines Fragebogens im 

Rahmen der Untersuchung XYZ beantworten kann? Wird die Generierung 

größerer Datenmengen in Gestalt von Fragebögen, Interviews oder anderer 

Quellen von einer Organisation „verordnet“ oder findet die Ansprache 

individualisiert, mit der Möglichkeit, nein zu sagen, statt? Sind (schlecht) 

bezahlte Interviewer*innen unterwegs, welche größere Materialmengen 

erzeugen und bei dieser Gelegenheit aus Effizienzgründen oder aus blanker 

Not den einen oder anderen Fragebogen vielleicht selbst ausfüllen? Wie gehen 

die Verantwortlichen damit um, dass die Informanten*innen den strategi­

schen Charakter einer Datenerhebung („die wollen meine Kompetenzen 

durchschauen und mich nachher auf Fortbildungen schicken“) durchschauen 

und ihrerseits strategisch und eben nicht authentisch reagieren? Forschung 

ist ein hochgradig selbstreflexiver Prozess, der die Beteiligten dazu nötigt, 

sich selbst immer wieder über die eigene Schulter zu blicken und 

Limitierungen des eigenen Unterfangens schonungslos zu kommunizieren. 

Doch genau die Diskrepanz zwischen dem szientistischen Umgang mit den 

Daten in der Phase der Datenauswertung und einem weitgehend unkontrol­

lierten Umgang mit ihnen während der Datenerhebung stellt die gewöhnlich 

gut kaschierte Achillesferse in der Methodologie der empirischen Bildungs­

forschung dar.

3 Vom Standpunkt Poppers kann man verlässliche wissenschaftliche Aussagen nur dann erwarten, wenn 
alle Elemente, alle Phasen eines Experiments oder eine Erhebung kontrollierbar und weitgehend 
transparent sind (Popper 1966).

• Gäbe es in der empirischen Sozialforschung etwas Vergleichbares wie die 

Zehn Gebote im Christentum, dann wäre die Regel „die Methode muss sich nach 

der Sachlogik des Gegenstandes richten und nicht umgekehrt“ sicherlich Teil
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des Kanons. Es lohnt sich genauer hinzuschauen, inwieweit die Bildungsfor­

schung ihren Gegenstand, nämlich BILDUNG, in den Blick nimmt. In der Tat 

spielen Bildungsabschlüsse, Bildungskosten, Bildungsinstitutionen, Bildungs­

programme, Bildungsorte, Bildungspanel, Bildungsinfrastruktur, der Nutzen 

von Bildung, Bildungspersonal, Bildungsgänge, Bildungsgesetze und Bil­

dungsqualität usw. usf. eine eminent wichtige Rolle in dem Bericht. Dagegen 

ließe sich ganz und gar nichts einwenden, wenn nicht auch das konstitutive 

Moment von Bildung – nämlich das Wechselverhältnis eines Subjekts und 

seiner Welt – gleichermaßen die notwendige Aufmerksamkeit erhielte. Doch 

genau dies ist nicht nur nicht der Fall, mehr noch: Diese Relation bildet sogar 

die Blackbox des gesamten Paradigmas der empirischen Bildungsforschung. 

Das Proprium von Bildung spielt paradoxerweise in der quantitativen 

Bildungsforschung keine nennenswerte Rolle. Das, was das Wesen von 

Bildung ausmacht, die Interdependenz und die Relation von ICH und WELT 

(dazu gehören die soziale wie die materielle Welt), bildet die signifikanteste, 

durch keine andere Qualität kompensierbare Leerstelle im Bericht. Wie kaum 

ein*e andere*r Erziehungswissenschaftler*in hat Heinz-Elmar Tenorth der 

quantitativ orientierten empirischen Bildungsforschung vorgehalten, bei der 

Rekonstruktion der Wechselwirkung von Ich und Welt, bei der Erschließung 

der „Einheit von Vergesellschaftung und Individuation“ (Tenorth 2020, 

S. 115) nicht den richtigen Ton, erst recht nicht die angemessene Methode 

gefunden zu haben und über die bloße Erfassung einseitiger Abhängigkeits­

beziehungen nicht hinausgekommen zu sein. Zur Form der Bildung gehöre 

nach Tenorth nun einmal die „Selbstkonstruktion in Wechselwirkung mit der 

Welt“, und zwar „in der Einheit von Prozess und Produkt“ (ebenda, S. 67), und 

genau an dieser Gegenstandsbestimmung pralle das methodische Hand­

werkszeug der quantitative Bildungsforschung schlichtweg ab. Oder anders 

ausgedrückt: Das konstitutive Moment, das Wesen der Bildung (an-sich-Sein) 

einerseits und die Priorisierung verteilungstheoretischer, hypothesentesten­

der Verfahren der empirischen Bildungsforschung andererseits, sind kaum 

miteinander kompatibel.

• Bleiben wir zum Schluss beim eigentlichen Phänomenbereich „Bildung“ und 

rufen uns dabei einige bekannte, historisch einschlägige Definitionen in Er-
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innerung: „Und Bildung, so könnte der kleinste gemeinsame semantische 

Nenner dieser Debatte lauten, vollzieht sich als individuelle Aneignung geis­

tiger Güter im Medium der nationalen ‚Kultur‘, zu der vorrangig Wissenschaft 

und Kunst gerechnet werden“ (Bollenbeck 1994, S. 139); „der wahre Zweck 

des Menschen … ist die höchste und proportionirlichste Bildung seiner Kräfte 

zu einem Ganzen“ (Humboldt 2015, S. 106); „die Pädagogik oder Erziehungs­

lehre ist entweder physisch oder praktisch. […] Die praktische oder 

moralische ist diejenige, durch die der Mensch soll gebildet werden, damit er 

wie ein frei handelndes Wesen leben könne. […] Sie ist Erziehung zur 

Persönlichkeit, Erziehung eines frei handelnden Wesens, das sich selbst 

erhalten, und in der Gesellschaft ein Glied ausmachen, für sich selbst aber 

einen inneren Wert haben kann“ (Kant 1900: S. 455); Bildung ist „Erschlossen­

Sein einer dinglichen und geistigen Wirklichkeit für einen Menschen – das ist 

der objektive oder materiale Aspekt; aber das heißt zugleich: Erschlossen­

Sein dieses Menschen für diese seine Wirklichkeit – das ist der subjektive und 

der formale Aspekt zugleich im ‚funktionalen‘ wie im ‚methodischen‘ Sinne“ 

(Klafki 1975, S. 45). Was will uns die wahllos anmutende Aneinanderreihung 

mehr oder weniger bekannter Zitate sagen? Gleichgültig, wie man die sozial­

philosophischen, kulturgeschichtlichen und grundlagentheoretischen Ansät­

ze, die diesen Zitaten zugrunde liegen, dreht und wendet, – ein Befund ist 

ebenso offensichtlich wie erwartbar: Wenn Bildung (auch) als Relation eines 

Ichs und der Welt begriffen wird, dann kann die wissenschaftliche Untersu­

chungspraxis vom menschlichen Subjekt, von einer in seiner Umwelt tätigen 

Person, einem handelnden und erleidenden Individuum nicht nur nicht ab­

sehen, sondern sie muss dieser strategisch wichtigen Dimension methodolo­

gisch und methodisch auch Rechnung tragen. Und wenn wir diese Proposition 

als Geschäftsgrundlage, als Prämisse akzeptieren, dann hat das unweigerlich 

auch Konsequenzen bis in die unscheinbarste Stelle jeder empirischen Studie. 

Und eine dieser zwingenden Konsequenzen lautet, dass Bildung nicht losge­

löst von der Teilnehmerperspektive wissenschaftlich erschlossen werden 

kann – anders formuliert: Die soziale und psychische Konstitution von Bil­

dung evoziert die Notwendigkeit, die Welt hin und wieder mit der Brille der 

Erforschten, aus der Perspektive der Betroffenen zu sehen. Vieles im Zusam-
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menhang mit Bildung, manchmal sogar alles, hängt von der subjektiven 

Weltsicht und dem Geltungsanspruch auf Wahrhaftigkeit ab. Ironischerweise 

teilen die Verfasser*innen im vorderen Teil des Bildungsberichts (Bildung 

bzw. „individuelle Regulationsfähigkeit meint die Fähigkeit des Individuums, 

die eigene Biografie, das Verhältnis zur Umwelt und Verhältnis zur Umwelt 

und das Leben in der Gemeinschaft selbständig zu planen“) (Bildungsbericht 

2022, S. 1)4 grundsätzlich diese Position, um diese dann im praktischen Teil 

der Forschung ganz schnell wieder zu vernachlässigen. Die in der rekonstruk­

tiven Forschung eingelöste Einheit von Teilnehmer- und Beobachterper­

spektive als Kriterium für gegenstandsangemessene Sozialforschung begrün­

det Habermas in folgender Weise: „Theoretische und praktische Vernunft sind 

in dem Sinne wechselseitig aufeinander verwiesen, dass wir auch in der Rolle 

von Beobachtern kommunikativ vergesellschaftete Angehörige dieser Le­

bensform bleiben und nicht aufhören, zugleich Beteiligte zu sein. Wir be­

wegen uns unvermeidlich innerhalb der aufeinander verweisenden Perspek­

tiven, die uns mit dem System der Personalpronomina eröffnet werden. Auch 

dann, wenn wir die vergegenständlichende oder versachlichende Perspektive 

der dritten Person einnehmen, sind ‚wir‘ es, die als kommunikativ vergesell­

schaftete Subjekte diese Beobachtungsperspektive einnehmen. Indem der 

Beobachter von den Ressourcen seiner sprachlich strukturierten und daher 

intersubjektiv geteilten Lebenswelt zehrt, macht er seine Beobachtungen 

zugleich als potentieller Teilnehmer an den Sprachspielen seiner intersubjek­

tiv geteilten Lebensform“ (Habermas 2019, Bd. 2, S. 774 f.). Diese Position 

steht in einem diametralen Gegensatz zum Wissenschafts-, Gesellschafts- und 

Handlungsverständnis, zur Methodologie und den handwerklichen Methoden 

des Bildungsberichts. Die Architektonik dieses Dokuments ist weitgehend so 

ausgerichtet, die Beobachterperspektive zu verabsolutieren und die Teilneh- 

mer*innensicht auszublenden. Auch damit wird die quantitative Bildungsfor­

schung und deren Produkt „Bildungsbericht“ ihrem Gegentand Bildung nicht 

nur nicht gerecht, sondern verfehlt ihn aufs Gröbste.

4 Die aufmerksamen Leser*innen werden registrieren, dass Bildung von den Autoren*innen durch 
„individuelle Regulationsfähigkeit“ ersetzt wurde.
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Wer die sieben hier versammelten kurzen Beiträge liest, wird feststellen, dass die 

Kritik sich nicht nur an ganz konkreten Defiziten entzündet. Vielmehr zielen die 

herausgearbeiteten Monita und Vorbehalte wie vermittelt auch immer – auf jenen 

Typus von Wissenschaft, für den der Bildungsbericht wie kaum ein anderes 

Dokument steht. Die diversen Varianten der Bildungsberichterstattung können nur 

dann sachkundig beurteilt und bewertet werden, wenn auch die Erblasten, welche 

die empirische Sozialforschung seit Jahrzehnten mit sich führt, präzise und 

unbestechlich in den Blick genommen werden.

Die hier angedeuteten Aporien beschreiben eher die Summe meiner Vorannahmen 

und weniger die konkreten Motive, warum ich zur Feder gegriffen und versucht 

habe, die Schwächen des Bildungsberichts zu Papier zu bringen. Zugleich markieren 

die eben angeführten Punkte den Horizont, in dem der hier zur Debatte stehende 

Bildungsbericht zu verorten ist.

V.

Zugegeben: Kein*e Sozial- und Erziehungswissenschaftler*in würde ernsthaft von 

einem Dokument wie dem Bildungsbericht erwarten, die eben angedeuteten Apo- 

rien, Probleme und Streitfragen in einem spektakulären Akt der wissenschaftlichen 

Kreativität ad hoc zu meistern. Zwischen deren strikter Leugnung einerseits und 

zielgerichteten Bearbeitung andererseits liegt ja schließlich noch eine dritte Mög­

lichkeit. Diese Option bestünde darin, die Grenzen, Fehlerquellen und blinden Stel­

len der quantitativen empirischen Bildungsforschung überhaupt einmal zur Kennt­

nis zu nehmen, sie von Neuem „an-zu-er-kennen“ und sich damit im und nicht 

jenseits der Tradition des sozialwissenschaftlichen Diskurses zu verorten. Immer­

hin handelt es sich bei den eben genannten, keineswegs vollständigen Punkten 

keineswegs um Marginalien und triviale Aspekte, die man getrost vertagen kann. 

Allein, ganze Bibliotheken an sozialwissenschaftlicher und sozialphilosophischer 

Literatur prominenter und weniger prominenter Art erinnern uns daran, dass die 

diesbezügliche Debatte keineswegs als abgeschlossen betrachtet werden kann 

(Adorno 1998; Berger 1974; Cicourel 1964; Dahms 2019; Dammer 2015; von 

Freyberg 1978; Gadamer 1975; Habermas 1964, 1967, 1968, 1969, 2019; Leiblein/ 

Oglesby (o. J.); Münch 2012a, b; von Saldern 1992, 1998; Schütz 1960; Weichbold/ 

Bacher/Wolf 2009).
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Einer der zentralen Impulse, zunächst in der Hessischen Lehrerzeitung und dann 

noch in sechs weiteren Publikationsorganen kritisch Position zu beziehen, ist und 

bleibt die Diskrepanz zwischen der faktischen Selektivität des Berichts und dem 

impliziten Anspruch, die ganze Breite und Vielfalt des Bildungswesens (‚systembe- 

zogen‘) nachbilden zu wollen, ohne überhaupt einen theoretisch belastbaren Sys­

tembegriff vorlegen zu können. Mit der Präsentation des Berichts war von dem 

zuständigen Ministerium in Aussicht gestellt, die Realität des deutschen Bildungs­

wesens mittels hoch aggregierter Datensätze und Zahlenkolonnen dokumentieren 

zu können und dabei der Einheit der formalen und nonformalen Bildung aus 

diachroner Perspektive gerecht zu werden. Nein: Die eben skizzierten und aus der 

Geschichte der empirischen Sozialforschung mitgeschleppten Hypotheken grund­

sätzlicher Art können nicht wie ein Computerprogramm einfach gelöscht werden. 

Sie waren früher und sind auch heute nicht trivial und deren Leugnung produziert 

möglicherweise größere Folgeschäden als deren offene Bearbeitung. Nach wie vor 

gilt der Satz von Habermas: „Ein szientistisches Bewußtsein täuscht über tiefgrei­

fende Differenzen, die in den methodologischen Ansätzen doch nach wie vor 

bestehen“ (Habermas 1970, S. 71). Zur szientistischen Attitüde der Macher*innen 

des Berichts zählt das implizite Versprechen einer neutralen, von spezifischen 

Erkenntnisinteressen freien Diagnose des Erziehungs- und Bildungswesens. Doch 

besonders erfolgreich und erst recht glaubwürdig scheint dieses Unterfangen nie 

gewesen zu sein. Denn die fehlende Resonanz des Bildungsberichts in der Bildungs­

praxis dürfte einen Reflex auf den Umstand darstellen, dass dem wertvollen Erfah­

rungswissen der Fachkräfte im Höchstfall eine anekdotische Qualität attestiert wird 

und den Statistiken mehr Vertrauen entgegengebracht wird als den Personen, die 

darin als anonyme Größen vorkommen. Statt eine zugleich innovative wie intelli­

gente Kombination qualitativer und quantitativer Methoden in Aussicht zu stellen, 

wird in fast jedem der letzten Bildungsberichte, ja in nahezu jeder quantitativ 

orientierten Forschungsarbeit und selbst in vielen Dissertationen und Masterar­

beiten die Forderung nach immer neuen Datensätzen, Messwerten und Erhebungen 

aufgestellt. Auf diese Weise markiert und erweitert der „bildungsindustrielle 

Komplex“ (Münch 2018) sein Terrain, allerding unter Ignoranz der bis ins alte 

Griechenland zurückreichenden basalen Erkenntnis, dass mit der Expansion des 

wissenschaftlichen Wissens proportional auch unser Nichtwissen wächst. Aus den
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Arbeiten von Richard Münch können wir die Lehre ableiten, dass mit diesem 

Mechanismus – die Forderung an die Bildungspolitik nach immer neuen Datensätze 

auf Dauer zu stellen – untrennbar eine Art institutionalisiertes Arbeitsbeschaf­

fungsprogramm der verteilungstheoretischen Bildungsforschung verknüpft ist.

Ein zusätzliches Protestmotiv lieferte mir ungewollt eine Kollegin, die, als ich meine 

Skepsis gegenüber dem Bildungsbericht angedeutet habe, auf meine Argumente mit 

großem Unverständnis reagiert hat: ‚Kritik am Bildungsbericht?‘ – das brächte ja 

rein gar nichts ein. Da würde man sich unter Garantie nur das Kopfschütteln der 

Kollegen*innen einhandeln. Die Textsorte Bildungsberichterstattung sei ja gar keine 

richtige Wissenschaft, solche Berichte hätten eh ja nur eine bloße Legitimations­

funktion. Diese Einlassungen wirkten irritierend, da sie aus meiner Sicht unwei­

gerlich die Frage provozieren, wie wir es mit unserer Rolle als Vorbilder gegenüber 

dem wissenschaftlichen Nachwuchs vereinbaren, wenn wir ein dermaßen taktisch 

abgebrühtes Verhältnis gegenüber den von Steuerzahlern*innen finanzierten Ex­

pertisen an den Tag legen, die im bildungspolitischen Diskurs nur schwer wegzu­

denken sind. Verlassen Erziehungswissenschaftler*innen das Funktionssystem der 

Wissenschaft, wenn sie ‚Berichte‘ an die Umwelt der Politik abliefern? Betreiben wir 

nur dann Wissenschaft, wenn sie den Kollegen*innenkreis adressieren und ansons­

ten von einem anderen Publikum kaum gelesen werden? Kurz nach dem Erscheinen 

des Bildungsberichts meldeten sich immerhin einige zivilgesellschaftliche Organisa­

tionen und Gewerkschaften mit Kritik, ohne dass sich Erziehungswissenschaft- 

ler*innen in dieser Debatte nennenswert beteiligt hätten. Diese pragmatisch 

gefärbte Abstinenz der Kollegen*innen als Reaktion auf den Bildungsbericht 2022 

war aus meiner Sicht mit dem Anspruch einer um Aufklärung ringenden Wissen­

schaft nicht vereinbar, sodass die Serie der hier dokumentierten Texte schon bei­

nahe als ein gebotener Akt der Zivilcourage zu gelten hat. Beharrlich ‚NEIN‘ zu sagen 

(Heinrich 2020), ist und bleibt aus sozialphilosophischer und grundlagentheore­

tischer Sicht eine Tugend im Wissenschaftsbetrieb, in wissenschaftspolitischer und 

karrierestrategischer Hinsicht ist und bleibt sie hochriskant.

Meinem oben erwähnten, durchaus empathischen Freund aus Portugal und den 

meisten meiner Kolleginnen und Kollegen aus der Erziehungswissenschaft sei ge­

sagt, dass Wissenschaft auch ohne hohe Klickzahlen oder Bestsellerauflagen, also 

ohne eine starke mediale Aufmerksamkeit auszukommen vermag. Man wagt es
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heute kaum auszusprechen! Im extremen Fall kann wissenschaftliche Erkenntnis­

produktion (wie im vorliegenden Fall) in der Tat durchaus unter weitgehender 

Absehung eines Publikums in völliger Einsamkeit und Freiheit stattfinden. Ange­

sichts der vollständigen Dominanz zweckrationaler Imperative in nahezu allen ge­

sellschaftlichen Funktionssystemen ist dieser Umstand heute ein unglaubliches 

Privileg, das die Wissenschaft als Lebensform in modernen Gesellschaften eigentlich 

nur noch mit der Kunst teilt.
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Aus Wissenschaft und Politik
Dieter Nittel

Kritische Anmerkung zum Nationalen Bildungsbericht 2022: 
Was gegen den Alleinvertretungsanspruch des szientistischen 
Professionalisierungsansatzes spricht1

1 Der vorliegende Beitrag greift auf eine Argumentation zurück, die bereits in dem Text „Der Hege­
monieanspruch des szientistischen Professionalisierungsansatzes in der Kritik“ entfaltet wurde (Zeit­
schrift für Sozialpädagogik, Heft 4/2023, in Vorbereitung).

I

Kaum kritische Nachfragen an den Nationalen Bildungsbericht - trotz 

gravierender Defizite
Während pädagogische Berufsverbände, die Gewerkschaft Erziehung und 

Wissenschaft (GEW) und andere Organisationen („Fachbeirat Digitalisierung und 

Bildung älterer Menschen“) durchaus kritisch auf den aktuellen Nationalen 

Bildungsbericht reagiert haben, scheint sich die Erziehungswissenschaft betont 

zurückhaltend, um nicht zu sagen: indifferent zu gerieren. Dabei sind die Mängel in 

dieser Dokumentation keineswegs trivialer Art, wie die folgenden Beispiele zeigen:

• Der genuine Objektbereich des Bildungsberichts, das deutsche Bildungs­

system (auch „Bildungswesen“ im Bericht genannt), wird im Unterschied zu 

den vergangenen Jahren um die Sphäre des non-formalen Lernens und den 

Fokus ‚Bildung im Lebenslauf‘ erweitert. Da durch diese Erweiterung auch die 

Veränderung des ursprünglichen Gegenstandsbereichs nicht auszuschließen 

ist, wäre eine Bestimmung bzw. eine Spezifizierung der Kategorie 

Bildungssystem unbedingt notwendig gewesen. Doch an keiner Stelle des 

Berichts erfahren die Leser*innen, wo der um die Elemente non-formales 

Lernen und Lebenslauf erweiterte Phänomenbereich anfängt und wo er 

aufhört – sprich: Die alten Grenzen werden verschoben, aber keine neuen 

markiert.

• Der Bildungsbericht 2022 nimmt die Bildungsrealität höchst lückenhaft wahr: 

So wird zwar der Anspruch vertreten, „unter der Leitidee ‚Bildung im 

Lebenslauf‘ (…) die einzelnen Bereiche des deutschen Bildungswesens im
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Unterschied zu anderen bereichsspezifischen Einzelberichten nicht nur für 

sich, sondern in ihrem Gesamtzusammenhang“ (B. i. D., S. 1) zu betrachten. 

Gleichzeitig wird ausgerechnet jene Bildungswelt im pädagogisch 

organisierten System des Lebenslangen Lernens ausgeblendet, die die 

Lebenslauforientierung gleichsam mustergültig repräsentiert, nämlich die 

diversen Felder Soziale Arbeit/Sozialpädagogik.

• Der Bericht trägt zu einer verzerrten Wahrnehmung bei, was die zivilgesell­

schaftliche Verankerung der Erziehungs- und Bildungsorganisationen angeht. 

So wird gezielt der Eindruck erweckt, als finanziere sich das Bildungswesen 

ausschließlich durch staatliche Gelder. Auf die Kompensation der finanziellen 

Unterausstattung gerichtete Strategien und Vorgehensweisen des 

pädagogischen Personals werden ausgeblendet. Aber auch der nicht gerade 

bescheidene Anteil von Stiftungen an der Finanzierung des Systems (Nittel 

2023b) bleibt unerwähnt.

• An einer Stelle werden aus sozialwissenschaftlicher Beobachterperspektive 

Bildungsverlaufsmuster zwischen Sekundarbereich und Arbeitsmarkt 

untersucht, wobei die (an keiner Stelle definierte) Kategorie der 

„Zwischenepisoden“ mehrfach immer dann bemüht wird, wenn keine klaren 

Verlaufsmuster identifiziert werden können. Hier rächt sich die konsequente 

Ausblendung der Teilnehmersicht, denn erst die konkrete Benennung – was 

solche Zwischenepisoden überhaupt sind und was sie für die Akteure*innen 

bedeuten – erlaubt ja erst eine angemessene bildungswissenschaftliche und 

lebenslauftheoretische Einordung: Handelt es sich dabei um das Durchlaufen 

eines pädagogisch begleiteten Freiwilligendienstes oder um die Absolvierung 

freiwilliger Praktika? Liegt ein längerer Krankenhausaufenthalt vor? Haben 

die Akteure*innen schlicht ein freiwilliges Moratorium eingelegt („auf Dauer 

chillen“)? Eine sozialisationstheoretische interessante Einordnung solcher 

„Zwischenepisoden“ spart der Bericht aus, weil diese eine systematische 

Berücksichtigung der Teilnehmersicht erforderlich gemacht hätte. (…)
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II

Szientistisches Professionsverständnis vs. differenztheoretischer 

Ansatz
Statt die eben angedeuteten Mängel weiter im Detail auszuleuchten (vgl. Nittel 2022, 

2023a, b, c, d), widmet sich der vorliegende Beitrag ausschließlich einer bislang nur 

wenig beachteten Auffälligkeit: Eher subtil und dezent als explizit und offensiv wird 

der Eindruck eines Alleinvertretungsanspruchs des szientifischen Professionalisie­

rungsansatzes erzeugt, der mit der weitgehenden Ausblendung einer im akade­

mischen Raum weithin geachteten Position der erziehungswissenschaftlichen Pro­

fessionalisierungsforschung Hand in Hand geht. Oder anders formuliert: Ohne die 

pluralistische Verfasstheit im Spektrum berufstheoretischer Lehrmeinungen in 

Rechnung zu stellen und auch dem durchaus prominenten differenztheoretischen 

Professionalisierungsverständnis Raum zu geben, wird das szientistische 

Verständnis von Professionalisierung gleichsam alternativlos als theoretische 

Referenz in Szene gesetzt. Bekanntlich zeichnen sich szientistische Ansätze dadurch 

aus, dass sie – vereinfacht ausgedrückt – die im Funktionssystem der Wissenschaft 

ventilierten Befunde und Handlungsoptionen nicht nur als die geeignetsten, besten 

und erfolgversprechendsten Lösungen betrachten, sondern die Rolle von Wissen­

schaft in der Gesellschaft ideologisch überhöhen, ja sogar mystifizieren. Der 

szientistische Ansatz von Professionalisierung, der besonders deutlich in den Ar­

beiten von E. Klieme, J. Baumert sowie Vertreter*innen der pädagogischen 

Psychologie artikuliert wird, geht in seinem Theorie-Praxis-Verständnis unausge­

sprochen von der Prämisse der Überlegenheit der wissenschaftlichen Denk- und 

Wissensformen aus. Wissenschaft beansprucht hier per se einen exklusiven 

Geltungsanspruch auf Wahrheit, obwohl dieser im Sinnuniversum der Wissenschaft 

primär verfahrenstechnisch – nämlich über methodisch kontrollierte Prozeduren 

der Verifikation und Falsifikation – begründet ist. Unter formal- pragmatischen 

Aspekten taucht der Geltungsanspruch auf Wahrheit auch in der kommunikativen 

Alltagspraxis auf. Die szientistische Richtung, die ihr Erkenntnisinteresse (Haber­

mas 1977) auf das Technisch-instrumentelle reduziert und ihre Adressaten*innen 

vor allem in der Politik hat, korrespondiert eng mit dem Kompetenzansatz der päda­

gogischen Psychologie, wobei die Generierung allgemeingültiger Propositionen eng
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an Häufigkeitsverteilungen gekoppelt wird. Das erklärt den bevorzugten Einsatz 

verteilungstheoretischer Verfahren der empirischen Sozialforschung.

Das Attribut „differenztheoretisch“ im zweiten Modell gründet auf der Anerkennung 

des Umstandes, dass Berufspraxis und Wissenschaft einer unterschiedlichen Ratio­

nalität und Handlungslogik folgen und beide Sphären folglich ihre Autonomie 

anzuerkennen haben. Diese in den strukturtheoretischen Professionskonzepten 

Oevermanns, der Professionstheorie des Symbolischen Interaktionismus und 

anderer sozialwissenschaftlicher Richtungen angelegte Maxime der Selbstbestim­

mung bezieht sich keineswegs nur auf die pragmatische Seite von Professionalität, 

also auf das Handeln. Autonomie schließt auch die selbstbestimmte Nutzung fach­

wissenschaftlicher Erkenntnisse durch die Berufspraxis ein. Als Vertreter des hier 

skizzierten Paradigmas gelten E. Hughes, U. Oevermann, F. Schütze und A. Abbott. 

Diese attestieren dem Berufswissen eine eigene Dignität und dem wissenschaft­

lichen Wissen eine andere Qualität, ohne es per se als überlegenes Wissen zu 

priorisieren. Unter epistemologischen Gesichtspunkten ist der differenztheoreti­

sche Ansatz immer bemüht, sowohl die kühle und objektivierende Beobachter­

perspektive als auch die auf Verstehen der interpretativen Eigenleistungen der 

Akteure*innen ausgerichtete Teilnehmersicht bei der Erschließung der Phänomene 

geltend zu machen.

III

Der Alleinvertretungsanspruch des szientistischen Ansatzes und seine 

(negativen) Folgen
Auf welchen Beobachtungen beruht die Behauptung, der Bericht suggeriere einen 

Alleinvertretungsanspruch auf das kompetenztheoretische Professionalisierungs­

modell? An einer Stelle wird beispielsweise festgestellt, dass „die Orientierung an 

übergeordneten Kompetenzvorstellungen“ (B. i. D., S. 266) deutlich zugenommen 

habe und zugleich die Systematik von Baumert und Kunert (2006) als Referenz­

modell in mehreren pädagogischen Subdisziplinen verbreitet sei (B. i. D., S. 266). 

Auch würden sich die für das pädagogische Personal zuständigen Ausbildungs­

institutionen vorwiegend an Kompetenzrastern orientieren, was wiederum die 

Akzeptanz diesbezüglicher wissenschaftlicher Ansätze unterstützen würde. Zu­

gleich ist der argumentative Aufbau ganzer Kapitel und Abschnitte (von E bis G) auf
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das Kompetenzmodell ausgerichtet. Der zumindest implizit vertretene Alleinvertre­

tungsanspruch wird formal in der Weise artikuliert, als andere Lehrmeinungen im 

eigentlichen Text schlicht nicht zu Wort kommen. Gewöhnlich orientieren sich 

wissenschaftliche Experten*innen an der Maxime, die Existenz anderslautender 

Lehrmeinungen zumindest minimal in Rechnung zu stellen, etwa in Form von 

Fußnoten. Das gilt erst recht bei der Erstellung offizieller Dokumente im politischen 

Kontext. Für die Autoren*innen des Bildungsberichts scheinen solche Maximen 

offenbar nur eingeschränkt zu gelten. Das hier anklingende Vorgehen darf nicht 

kommentarlos hingenommen werden. Denn wer die Kritik am Kompetenzansatz zu 

verharmlosen, wegzudiskutieren oder gar zu tabuisieren versucht, verzerrt den 

Stand der wissenschaftlichen Diskussion! Immerhin weist das sich auf den Kompe­

tenzansatz beziehende Verzeichnis an kritischen Publikationen eine beträchtliche 

Länge auf. Unter den Skeptikern*innen und Kritikern*innen befinden sich Vertre- 

ter*innen namhafter Fakultäten. So haben sich beispielsweise an der Frankfurter 

Universität 2017 Repräsentanten*innen des medizinischen und des rechtswissen­

schaftlichen Fachbereichs gemeinsam mit einem Fachdidaktiker der Biologie zu­

sammengetan und in Reminiszenz zur ironischen Wortschöpfung des Philosophen 

Odo Marquard den Kongress „Inkompetenzkompensationskompetenz“ abgehalten. 

Mit Bezug auf die Schule geben in der Berliner Erklärung circa 20 Erziehungs- 

wissenschaftler*innen der Humboldt Universität Folgendes zu Protokoll: „Mit der 

Fixierung auf einen engen Ausschnitt messbarer Aspekte von Kompetenz und auf 

wenige Fächer werden körperliche, emotionale, ästhetische und demokratische 

Dimensionen von Bildung sowie deren professionsbezogene Voraussetzungen aus­

geblendet. Damit wird in Forschung, Schule und Öffentlichkeit die Vorstellung von 

dem, was Bildung ist und sein soll, in problematischer Weise verengt“ (Berliner 

Erklärung, S. 2). Andere wissenschaftlich Tätige stellen fest, dass die bei der For­

mierung von Kompetenz zur Geltung kommende Koproduktion von pädagogisch 

Tätigen und pädagogischen Adressaten*innen von Vertreter*innen des szientisti­

schen Ansatzes notorisch unterschätzt werde. Diese Hinweise zeigen, dass die im 

Bildungsbericht unterstellte Akzeptanz des Kompetenzansatzes im Wissenschafts­

betrieb und der Anschein einer Deutungshoheit ein verzerrtes Bild von den vorherr­

schenden Diskursen vermitteln.
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Ebenso schwer wiegt folgender Sachverhalt: Ohne dass dieses Vorgehen auf seine 

berufspolitische Akzeptanz und wissenschaftliche Belastbarkeit überprüft worden 

wäre, übertragen die Autoren*innen des Bildungsberichts das bei der Vermessung 

der pädagogischen Ziel- und Adressatengruppen genutzte Kompetenzmodell kur­

zerhand auf die Angehörigen der sozialen Welt der Berufstätigen, also auf die 

Weiterbildner*innen, Lehrer*innen und andere pädagogische Berufsgruppen. Ist es 

sinnvoll, beide Gruppen – die soziale Welt der pädagogisch Tätigen und die Ange­

hörigen der Adressaten*innen und Zielgruppe – in einer solchen Weise zu vermi­

schen? Immerhin erhöht ein solches Vorgehen zum einen das Risiko, einer pater­

nalistisch gefärbten Pädagogisierung pädagogischer Berufsgruppen Vorschub zu 

leisten. Zum anderen blenden die Autoren*innen den Umstand aus, dass sie in ihrer 

Eigenschaft als Hochschullehrer*innen und Repräsentanten*innen von Ausbil­

dungsinstitutionen nicht unwesentlich an der Formierung des Kompetenzprofils 

des von ihnen untersuchten pädagogischen Personals beteiligt sind. Die hier zum 

Ausdruck kommende Skepsis gegenüber dem Vorgehen des Berichts liegt insofern 

auf der Hand, da im Kern immer wieder die gleiche, außerordentlich vorausset­

zungsreiche Leitfrage gestellt wird: Welchen Kompetenzerwartungen sind die Päda- 

gogen*innen zum einen ausgesetzt und wie sind die faktischen Qualifizierungswege 

zum anderen beschaffen? Ganz abgesehen davon, dass dieser Abgleich personen­

bezogener Merkmale mit institutionellen Erwartungen als solchen problematisch 

erscheint, liegt einer solchen Herangehensweise ein defizitorientierter Blick auf die 

pädagogische Praxis zugrunde. (…)

Der szientistische Professionalisierungsansatz setzt darüber hinaus weitreichende 

Bedingungen, wie das pädagogische Personal wahrgenommen, kategorisiert und 

implizit bewertet wird – und dies eben nicht nur im Kontext wissenschaftlicher und 

politischer Diskurse, sondern über die Vermittlung durch die Medien auch in der 

Öffentlichkeit. Hier geht es also auch um die Konstruktion der Adressaten*innen in 

einem erweiterten Maßstab. Wichtige Bestandteile dieser Adressatenkonstruktion 

stellt eine ganze Palette hypothetisch angenommener Wirkungszusammenhänge 

dar: So werde nach Ansicht der Autoren*innen des Berichts das augenblickliche 

Bildungssystem und die Lage der darin agierenden pädagogischen Berufsgruppen 

vom demografischen Wandel entscheidend mitgeprägt. Weitere Beeinflussungsfak­

toren seien die Binnenwanderung, Migrationsprozesse, späte Familiengründungen
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sowie die Corona-Pandemie. Auch die ökonomischen Rahmenbedingungen sowie 

die davon abhängigen finanziellen Ausgaben des Staates würden auf das Handeln 

der Praktiker*innen einwirken. Diese und weitere Wirkungszusammenhänge werfen 

die Frage nach „Effekten“ in die umgekehrte Richtung auf: Bedeuten die Existenz 

von Berufsverbänden oder Erfolge in der gewerkschaftlichen Interessenspolitik 

nicht auch, dass die untersuchten pädagogischen Berufsgruppen als ‚Mitprodu- 

zenten*innen‘ ihrer beruflichen Umwelt, als Autoren*innen ihrer eigenen 

Berufsbiografie in Erscheinung treten? Nehmen die pädagogischen Akteure*innen 

etwa nicht an den bildungspolitischen Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen 

teil? Die im Bericht vorherrschende Adressatenkonstruktion schließt derartige 

Fragen kategorisch aus. Dieses weist eine eindimensionale Akzentuierung auf, so­

dass die pädagogischen Praktiker*innen hier gleichsam als Produkte struktureller 

Bedingungen in Erscheinung treten, ohne dass die mit der Adressatenkonstruktion 

verbundenen Hintergrunderwartungen auch die gegenläufige Beeinflussung der 

pädagogischen Wirklichkeit in irgendeiner Weise vorsehen würden. Auf der Bühne 

bildungspolitischer Steuerungsaktivitäten erscheinen die pädagogisch Tätigen der 

Tendenz nach als bloße Objekte, als Adressaten*innen von Maßnahmen, die nicht 

nur im bildungspolitischen Handeln, sondern bereits in der Wahrnehmung der 

Entscheidungsträger*innen – und der Forscher*innen (!) – subtil auf einen passiven 

Status getrimmt werden. Die klassische Argumentationsfigur, dass Bildung das zen­

trale Medium der Wechselwirkung zwischen dem Menschen und der Welt darstelle 

(Tenorth 2020), steht in einem diametralen Gegensatz zu der unterkomplexen Fi­

xierung auf einseitige Wirkungen. (…)

Leser*innen, welche die Übersicht an verwendeter Literatur am Ende des Bildungs­

berichts zur Kenntnis nehmen, mögen sich vielleicht fragen, ob die hier formulierte 

Kritik überhaupt berechtigt ist. Werden da nicht auch vereinzelt Buch- und Zeit­

schriftenartikel von Vertretern*innen des differenztheoretischen Ansatzes aufge­

führt? Doch wer sich anschließend die Mühe macht (mithilfe der Suchfunktion in 

PDF-Dokumenten) zu überprüfen, ob die entsprechende Literatur auch im eigentli­

chen Berichtsteil argumentativ verarbeitet ist, wird schnell eines Besseren belehrt. 

Die inhaltlichen Positionen der entsprechenden Literatur tauchen im eigentlichen 

Text nicht auf.
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IV

Wo bleibt das Konstruktive? Gibt es Alternativen zur szientistisch 

orientierten Bildungsberichterstattung?
Eine der Prämissen der hier formulierten Gegenrede lautet, dass auch die für den 

Nationalen Bildungsbericht verantwortlichen Experten*innen keineswegs über 

jenen Standards stehen, die für alle wissenschaftlichen Expertisen offizieller Art 

gelten. Die fast schon zur Schau gestellte Indifferenz gegenüber einer ganzen Rich­

tung der erziehungswissenschaftlichen Professionalisierungsforschung geht mit 

der Ausklammerung der Sozialen Arbeit/Sozialpädagogik, der Gesundheitsbildung, 

das über den gesamten Lebenslauf verteilte pädagogische Beratungswesen sowie 

der politischen Bildung Hand in Hand. Dieser nicht zu übersehende Tatbestand der 

manifesten Exklusion ganzer Bildungsbereiche und wissenschaftlicher Lehrmei­

nungen und der Verzicht auf eine präzise Objektbestimmung bilden zwingende 

Gründe, die fachwissenschaftliche Qualität des Bildungsberichts zu hinterfragen.

Bemerkenswert sind die bereits erwähnten kritischen Rückmeldungen, die in den 

einschlägigen Wissenschaften nicht erfolgt sind. Mir persönlich wurde in kolle­

gialem Austausch hin und wieder gesagt, dass der Bildungsbericht „ja schließlich gar 

keine richtige Wissenschaft“ sei. Hier handele es sich, so wurde ausgeführt, um eine 

Textsorte, die „nur Legitimationszwecken diene“. Dabei wird allerdings der Um­

stand vernachlässigt, dass derartige Dokumente aus Steuergeldern finanziert wer­

den und die Öffentlichkeit sehr wohl eine gewisse Güte in den wissenschaftlichen 

Expertisen verlangen kann. Der eigentliche Adressat von Wissenschaft ist und bleibt 

die Gesellschaft. Schließlich dient die hier adressierte Textsorte keineswegs nur zur 

Politikberatung, sondern bietet auch der Zivilgesellschaft eine Grundlage für fol­

genreiche diskursive Prozesse. Mehr noch, mit dem Bildungsbericht werden Rele­

vanzen festgelegt, Zonen des legitimen und nicht-legitimen Wissens bestimmt, 

sprich: Wirklichkeit konstruiert. Wer auf die Mängel des Bildungsberichts mit dem 

Abwehrmechanismus postmoderner Ironie reagiert, verkennt die Ernsthaftigkeit 

der mit den Befunden verknüpften Konsequenzen. Erst recht liefert eine derartige 

Distanzierung Vertretern*innen der nachwachsenden Wissenschaftler*innen-Gene- 

ration kaum Gründe, vorbildliche wissenschaftliche Standards auch für Texte im 

politischen Verwendungskontext und für die breite Öffentlichkeit einzufordern – so 

wie es sich eigentlich gehört.
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Aufgrund des im Bildungsbericht verhandelten Phänomenbereichs – nämlich den 

fest an das Individuum gekoppelten Gegenstand ‚BILDUNG‘– erscheint es rätselhaft, 

warum bislang keine Anstrengungen unternommen worden sind, um das in den 

Erziehungs- und Bildungswissenschaften breit geteilte Postulat des Methodenplu­

ralismus und der Kombination methodisch kontrollierter Verfahren des Fremdver­

stehens auch auf die Bildungsberichterstattung zu applizieren. Obwohl es wissen­

schaftsgeschichtlich eine Vielzahl konstruktiver Beispiele gibt, qualitative und 

quantitative Forschung zu kombinieren (man denke hier nur an die Shell-Jugend­

studie von 1982 [von Jürgen Zinnecker, Arthur Fischer und Werner Fuchs]), und 

eine intensive fachwissenschaftliche Debatte zum Thema Datentriangulation und 

Methodenmix geführt wird, scheinen diese Impulse an der staatsnahen Auftrags­

forschung wie der Bildungsberichterstattung regelrecht abzuprallen. Wird die Prä­

misse von guter Forschung, dass sich die Forschungsmethoden am Gegenstand aus­

zurichten haben und nicht umgekehrt, nicht auch von den Protagonisten*innen des 

szientistischen Wissenschaftsverständnisses geteilt? Da sich der mit dem Themen­

komplex ‚Bildung‘ korrespondierende Objektbereich nun einmal durch eine gestei­

gerte Komplexität auszeichnet, durch die Akteure*innen mit konstruiert wird, also 

stark vom „subjektiven Faktor“ abhängig ist und somit nur unter Mobilisierung der 

Beobachterperspektive und der Teilnehmersicht zu erschließen ist, wird die hier 

kritisierte Art der Bildungsberichterstattung in Zukunft auch weiterhin mit kriti­

schen Anfragen, Zweifeln und Gegenreden rechnen müssen.
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Aus: Frankfurter Rundschau vom 27. Juni 2023, S. 17/Wissen
Gastbeitrag

Ein Delta zwischen Anspruch und Wirklichkeit
Die Kritik am Nationalen Bildungsbericht ist vielstimmig – tatsächlich sind seine Schwächen 

substanzieller Art. Von Dieter Nittel

Vor einem Jahr erschien „Bildung in Deutschland 2022. Ein indikatorengestützter 

Bericht mit einer Analyse zum Bildungspersonal“. Die Kultusministerkonferenz und 

das Ministerium für Bildung und Forschung dokumentieren damit alle zwei Jahre 

den aktuellen Zustand des Bildungswesens, und zwar entlang von Indikatoren, also 

objektivbaren Sachverhalten und Merkmalen.

Lässt man die seit dem Erscheinen des Berichts verstrichene Zeit Revue passieren, 

so fällt die Vielstimmigkeit der Kritik auf, mit der auf den Bericht reagiert wurde. So 

war etwa die Debatte über die Vorschläge der Ständigen Wissenschaftlichen Kom­

mission der Kultusministerkonferenz zur Gewinnung neuer Lehrkräfte schnell be­

endet, nachdem sich herausgestellt hatte, dass das Gremium sich in seinen 

Vorschlägen zwar auf die Zahlen des Nationalen Bildungsberichts gestützt hat, die 

hier vorgefundene Datengrundlage aber auf einer hanebüchenen Rechenoperation 

beruhte. So wurden auch Bademeister und Pastoren zu den Fachkräften in Halb­

tagsstellen gerechnet.

Kurz nach Veröffentlichung des Berichts meldeten sich Interessenverbände und die 

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) zu Wort, weil bestimmte Bevöl­

kerungsgruppen gleichsam vergessen wurden und das Thema Chancenungerech­

tigkeit kaum Aufmerksamkeit erfuhr. In einer Berliner Erklärung übten im Frühjahr 

über 20 Berliner Professoren:innen Kritik am im Bildungsbericht prominent 

vertretenen Kompetenzansatz. (Dieser fußt auf der vorab definierten Verbindung 

von Wissen und Können.) Die Liste an Einwänden punktueller Art ließe sich leicht 

noch verlängern. Unerklärlich ist etwa, warum der Elementarbereich kurzerhand 

zur abschlussbezogenen Bildung gezählt wurde, obwohl Kindergärten bekanntlich 

keine Zertifikate vergeben.

Genau betrachtet erstreckt sich die Kritik keineswegs nur auf Details, sondern auch 

auf substanzielle Fehler. Erst recht lässt die starke Zurückhaltung, mit der Ver- 

treter:innen der Bildungswissenschaft auf wesentliche Unzulänglichkeiten des 

Berichts reagiert haben, es geboten erscheinen, in einer nachholenden Kritik 

zumindest einige der zentralen Schwächen zur Diskussion zu stellen.
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Ich beschränke mich dabei auf drei Aspekte: Erstens klaffen in dem Bericht 

Anspruch und Wirklichkeit auseinander: Einerseits wird das ganzheitliche Anliegen 

verfolgt, „unter der Perspektive von Bildung und Lebenslauf (…) die einzelnen 

Bereiche des deutschen Bildungswesens im Unterschied zu anderen bereichsspe­

zifischen Einzelberichten nicht nur für sich, sondern in ihrem Gesamtzusam­

menhang“ zu betrachten. Andererseits wird ausgerechnet jener Sektor des organi­

sierten Lernens ausgeklammert, der sämtliche Phasen und Übergänge im Lebens­

lauf mit pädagogisch flankierten Dienstleistungen der Erziehung und Bildung 

versorgt: So sind viele Tausend Sozialpädagogen:innen/Sozialarbeiter:innen auf 

den Feldern der pränatalen Pädagogik (Familienbildung), der vorschulischen 

Betreuung, der Schulsozialarbeit, der außerschulischen Jugendbildung, bis hin zur 

Begleitung hochaltriger Menschen aktiv.

Zweitens erhebt der Bericht den Anspruch, das nonformale Lernen in den Blick zu 

nehmen, also jene Bildungsaktivitäten, die außerhalb des gesellschaftlichen Berech­

tigungswesens zu verorten sind, wie die betriebliche Bildung. Gleichzeitig blendet 

der Text paradoxerweise einen wichtigen Bereich des nonformalen Lernens, näm­

lich die politische Bildung, vollständig aus. Ausgerechnet gegenüber jenem Feld, auf 

dem der Staat über das neu verabschiedete Demokratiefördergesetz oder durch die 

Aufstockung des Etats für die Bundeszentrale für politische Bildung in jüngster Zeit 

ordentlich viel Geld in die Hand genommen hat, demonstriert der Bericht Gleich­

gültigkeit.

Drittens nehmen die Autoren:innen eine an die Naturwissenschaft angelehnte 

Perspektive ein, wenn sie eine „indikatorengestützte“ Dokumentation vorlegen 

wollen. Aber ausgerechnet damit vereinseitigen sie jenen „Point of view“, der bei der 

Erschließung des sinnhaften Handelns nur eingeschränkt von Nutzen ist. So 

erscheinen aus der von den Autoren:innen bevorzugten Beobachtersicht nur jene 

Sachverhalte dokumentationswürdig, die durch bereits vorliegende Statistiken und 

Studien objektivierbar sind: Es werden Fakten über vergangenes Verhalten ausge­

wählt, Zahlenwerte gesammelt und unter vorgegebenen Kriterien zu Tatsachen­

behauptung verdichtet. Zugleich sind die Forscher:innen in ihrem Bestreben, den 

Sinn von Handlungen im Bildungswesen zu erschließen, auf die Übernahme der 

Perspektive der Teilnehmer:innen am Bildungssystem angewiesen.

30



Insbesondere bei den beiden Schwerpunkten des Berichts, dem nonformalen 

Lernen und der Bildung im Lebenslauf, stoßen an der Naturwissenschaft orientierte 

Forscher:innen beständig an ihre Grenze – haben sie es hier doch mit einem Ge­

genstandsbereich zu tun, der von subjektiven Deutungen überformt wird. Hinzu 

kommt: Unter den gesellschaftlichen Bedingungen einer starken Individualisierung 

erweist sich die Vorstellung, dass Standardlebensläufe existieren, als trügerisch. Die 

Bewertung von Bildungsprozessen ist also auch auf die Berücksichtigung persön­

licher Relevanzen angewiesen. Im Zeitalter gesteigerter biografischer Vielfalt holen 

beispielsweise ältere Bürger:innen, die ihre Schulzeit als leidvoll erfahren haben, 

existenziell wichtige Bildungserfahrungen nach, indem sie bis ins hohe Alter und 

über viele Jahre Einrichtungen der kulturellen Bildung besuchen: Während es sich 

vom Beobachterstandpunkt in diesem Fall um eine eindeutig „erfolglose“ Bildungs­

biografie handeln mag, weil sie keinen Abschluss haben, fällt die bildungsbio­

grafische Bewertung aus Teilnehmersicht hier deutlich differenzierter aus.

Erziehungs- und Bildungswissenschaftler:innen müssten ein vitales Interesse an 

der Erstellung von Gutachten haben, auf die sich Öffentlichkeit und Fachpublikum 

verlassen können, deren Qualität weitgehend akzeptiert wird. Der aktuelle Bil­

dungsbericht gibt diesbezüglich kein gutes Bild ab. Denn seine Schwächen sind 

keineswegs punktueller, sondern substanzieller Art. Die Bildungswissenschaften 

werden zukünftig wohl nicht daran vorbeikommen, neue Wege in der Bildungsbe­

richterstattung zu diskutieren. Erscheint es in einer demokratisch geprägten Kultur 

nicht längst an der Zeit, vermehrt wissenschaftlich kundige Praktiker:innen zu be­

teiligen? Wenn Bildung, wie es in den Quellen so schön heißt, immer die Beziehung 

eines Ichs zur Welt beinhaltet – was ist dann von einer Bildungsforschung zu halten, 

die dieses Ich durch Vereinseitigung von Häufigkeitsverteilungen längst aus den 

Augen verloren hat?

Dieter Nittel ist Erziehungswissenschaftler und war von 1999 bis 2021 Professor an der 
Goethe Universität Frankfurt. Seit seiner Pensionierung ist er an der Fernuni Hagen sowie 
den Unis in Magdeburg und Linz tätig.
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Dieter Nittel

Der Hegemonieanspruch des szientistischen 

Professionalisierungsansatzes in der Kritik 

Anmerkungen zum Nationalen Bildungsbericht 2022
Die Sozialpädagogik hat allen Grund, mit dem Nationalen Bildungsbericht 2022 

unzufrieden zu sein: Zentrale Bereiche wie die Schulsozialarbeit, die außerschu­

lische Jugendbildung, aber auch Beratungsangebote über die Lebensspanne werden 

nur marginal thematisiert. Dieser Beitrag richtet den Fokus auf ein weiteres Defizit. 

Er problematisiert die vom Bildungsbericht vorgenommene Suggestion, als sei das 

kompetenzorientierte Professionsmodell aus dem Umkreis der päd. Psychologie 

nahezu alternativlos, während differenztheoretische Ansätze, die in der Sozialpäda­

gogik eine zentrale Rolle spielen, als Referenz für das Verständnis konkreter 

Phänomene missachtet werden.

I.
Das Spektrum an kritischen Stellungnahmen zum Bildungsbericht 2022 (B. i. D. 

2022) erstreckt sich keineswegs auf triviale Einwände. Statt die an anderer Stelle 

dargelegten Mängel1 im Detail weiter auszuführen, problematisiert der vorliegende

1 Um nur vier Mängelbeispiele zu nennen: 1. Der von Aaron Cicourel in seinem Standardwerk „Method 
and Measurement in Sociology“ (Cicourel 1964) vor vielen Jahrzehnten geäußerte Vorwurf – dass die 
verteilungstheoretische Sozialforschung selbst ihre zentralen Konzepte auf vage alltagsweltliche Kate­
gorien stützt – betrifft sogar das Herzstück des Bildungsberichts: Die Begriffe Bildungssys- 
tem/Bildungswesen werden nämlich durchgehend intuitiv genutzt und nicht systematisch bestimmt! Da 
zugleich die definitionsbedürftige Sphäre des non-formalen Lernens in die Dokumentation mitein­
bezogen und das so entgrenzte Bildungsverständnis von der Lebensspanne der Gesellschaftsmitglieder 
her konzipiert wird, lässt der Bericht die elementare Frage „Wo fängt das moderne Bildungssystem an 
und wo hört es auf?“ letztlich unbeantwortet (Nittel 2023a). 2. Der Bildungsbericht 2022 ist hoch 
selektiv und damit unvollständig: Einerseits wird der Anspruch vertreten: „Unter der Leitidee ‚Bildung 
im Lebenslauf‘ (…)“ sollen „dabei die einzelnen Bildungsbereiche des deutschen Bildungswesens im 
Unterschied zu anderen bereichsspezifischen Einzelberichten nicht nur für sich, sondern in ihrem 
Gesamtzusammenhang betrachtet werden“ (B. i. D., S. 1). Andererseits wird ausgerechnet jenes Seg­
ment im pädagogisch organisierten System des Lebenslangen Lernens ausgeblendet, das die Lebens­
lauforientierung paradigmatisch repräsentiert, genauer gesagt: die mit Bildung befasste Soziale Arbeit/ 
Sozialpädagogik. Auch die Nichtberücksichtigung der politischen Bildung und der Gesundheitsbildung 
widerspricht dem Anspruch, „eine umfassende und empirisch fundierte Bestandsaufnahme des deut­
schen Bildungswesens“ zu leisten (Nittel 2022). 3. Der Bericht weist eine ideologische Färbung auf. 
Systematisch wird z. B. der Eindruck erweckt, als finanziere sich das Bildungswesen ausschließlich 
durch staatliche Gelder. Praktiken der Kompensation des Mangels durch das pädagogische Personal 
werden ebenso ausgeblendet wie der Beitrag der Zivilgesellschaft an der Finanzierung des Systems 
(Zuwendungen der Stiftungen) (Nittel 2023b). 4. Der Bildungsbericht zeichnet sich durch systematische 
Mängel und handwerkliche Fehler aus: Da wird in einem Kapitel die Summe aller Erziehungs- und 
Bildungseinrichtungen aufgelistet, ohne dass die Weiterbildung als einer der größten Bereiche in dieser 
Aufstellung vorkommt. Der Elementarbereich als Element des non-formalen Lernens wird – im
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Text vorrangig die nahezu vollständige Ausblendung einer im Wissenschaftsbetrieb 

weithin geachteten Lehrmeinung auf dem Gebiet der erziehungs- und sozialwis­

senschaftlichen Professionalisierungsforschung. Präziser formuliert: Während das 

szientistische Verständnis von Professionalisierung exklusiv und nahezu alternativlos 

als theoretischer Rahmen im Bericht bemüht wird, klammert das Autoren*innenteam 

das differenztheoretische Professionalisierungsverständnis konsequent aus. Was ist 

unter der hier vorgebrachten Unterscheidung zu verstehen? Die szientistische Auf­

fassung von Professionalisierung (vgl. die Arbeiten von E. Klieme, J. Baumert sowie 

Vertreter*innen der pädagogischen Psychologie) geht in seinem Theorie-Praxis­

Verständnis unausgesprochen von der Prämisse der Überlegenheit der wissen­

schaftlichen Denk-, Argumentations- und Wissensformen aus. Wissenschaft bean­

sprucht hier einen exklusiven Wahrheitsanspruch. Diese Richtung fußt primär auf 

dem Kompetenzansatz der pädagogischen Psychologie. Das szientistische Verständ­

nis reduziert die Forschungspraxis auf nur ein Erkenntnisinteresse, nämlich auf das 

technisch-instrumentelle (vgl. Habermas 1977). Es hat seinen eigentlichen Adres­

saten in der Politik. Die Bedingung für die Möglichkeit der Formulierung allgemein­

gültiger Propositionen wird eng an Häufigkeitsverteilungen gekoppelt. Das erklärt 

den bevorzugten Einsatz verteilungstheoretischer Verfahren der empirischen Sozi­

alforschung.

Das Etikett „differenztheoretisch“ im zweiten Modell fußt auf der Akzeptanz des 

Unterschieds von Berufspraxis und Wissenschaft und der bedingungslosen Aner­

kennung von Autonomie: Diese in den strukturtheoretischen Professionskonzepten 

Oevermanns, der Professionstheorie des Symbolischen Interaktionismus und 

anderer sozialwissenschaftlicher Richtungen angelegte Autonomie bezieht sich 

keineswegs nur auf das Handeln vor Ort. Auch über die Nutzung fachwissen­

schaftlicher Erkenntnisse entscheidet einzig und allein die Berufspraxis. Repräsen­

tanten dieses Zugangs sind E. Hughes, U. Oevermann, F. Schütze und A. Abbott. 

Flankiert wird diese Grundhaltung durch die Position, dass wissenschaftliches 

Wissen ein anderes und eben per se kein überlegenes Wissen darstellt, dem Berufs­

wissen also eine eigene Dignität attestiert wird. Die Lesart, dass die hier vorge­

nommene Unterscheidung in zwei Lager keineswegs eine akademische Spielerei
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darstellt, wird durch die aktuellen Diskurse bestätigt: Während die ständige 

wissenschaftliche Kommission der Kultusministerkonferenz (als Protagonist des 

szientistischen Ansatzes) in einem stellvertretenden Akt der politischen Interven­

tion Vorschläge unterbreitet hat, die Misere im Zusammenhang mit dem Lehrer­

mangel zu beheben (z. B. Verringerung von Halbtagsstellen für Lehrer*innen), 

haben Vertreter*innen des differenztheoretischen Professionalisierungsmodells 

m. W. in den letzten Jahrzehnten derartige „Einmischungen“ in den politischen 

Zuständigkeitsbereich konsequent vermieden.

II.
Gewöhnlich orientieren sich wissenschaftliche Experten*innen an der Maxime, die 

Existenz anderslautender Lehrmeinungen zumindest minimalistisch in Rechnung 

zu stellen, etwa in Form von Fußnoten. Das gilt erst recht bei der Erstellung 

offizieller Dokumente im politischen Kontext. Für die Autoren*innen des Bildungs­

berichts scheinen solche Konventionen offenbar nur eingeschränkt zu gelten. Der 

Bericht erweckt in der Tat den Eindruck einer weitgehend akzeptierten Hegemonie 

des Kompetenzmodells im Professionalisierungsdiskurs. So wird an einer Stelle 

konstatiert, dass „die Orientierung an übergeordneten Kompetenzvorstellungen“ 

(B. i. D., S. 266) deutlich zugenommen habe und zugleich die Systematik von 

Baumert und Kunert (2006) als Referenzmodell in mehrere pädagogische Subdis­

ziplinen verbreitet sei (ebenda, S. 266). Auch würden sich die für das pädagogische 

Personal zuständigen Ausbildungsinstitutionen vorwiegend an Kompetenzrastern 

orientieren, was wiederum die Akzeptanz diesbezüglicher wissenschaftlicher An­

sätze unterstützen würde. Die klammheimlich unterstellte Hegemonie wird im 

Bericht formal unterstrichen, indem andere Lehrmeinungen schlicht nicht zu Wort 

kommen. Der hier anklingenden Strategie gilt es energisch entgegenzutreten: Wer 

die hartnäckige Kritik am Kompetenzansatz wegzudiskutieren oder gar zu leugnen 

versucht, verzerrt den Stand der wissenschaftlichen Diskussion! Immerhin weist die 

Liste an kritischen Publikationen zu den diversen Kompetenzmodellen eine be­

trächtliche Länge auf. Unter den Opponenten versammeln sich die Repräsentan- 

ten*innen namhafter Fakultäten. So haben sich beispielsweise an der Frankfurter 

Universität 2017 Repräsentanten*innen des medizinischen und des rechtswissen­

schaftlichen Fachbereichs gemeinsam mit einem Fachdidaktiker der Biologie 

zusammengetan und in Reminiszenz zur ironischen Wortschöpfung des Philoso-
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phen Odo Marquard den Kongress „Inkompetenzkompensationskompetenz“ abge­

halten. Mit Bezug auf die Schule geben in der Berliner Erklärung circa 20 Erzie- 

hungswissenschaftler*innen der Humboldt Universität Folgendes zu Protokoll: „Mit 

der Fixierung auf einen engen Ausschnitt messbarer Aspekte von Kompetenz und 

auf wenige Fächer werden körperliche, emotionale, ästhetische und demokratische 

Dimensionen von Bildung sowie deren professionsbezogene Voraussetzungen aus­

geblendet. Damit wird in Forschung, Schule und Öffentlichkeit die Vorstellung von 

dem, was Bildung ist und sein soll, in problematischer Weise verengt“ (Berliner 

Erklärung, S. 2). Diese und eine Vielzahl anderer Belege zeigen, dass die im Bil­

dungsbericht unterstellte Akzeptanz des Kompetenzansatzes im Wissenschaftsbe­

trieb und der Anschein einer Hegemonie ein verzerrtes Bild von den vorherrschen­

den Diskursen vermitteln.

Mehr noch: Ohne dass dieser Schritt auf seine berufspolitische Akzeptanz und 

wissenschaftliche Sinnhaftigkeit überprüft worden wäre, applizieren die Auto- 

ren*innen des Bildungsberichts das bei der ‚Vermessung‘ der pädagogischen Ziel- 

und Adressatengruppen genutzte Kompetenzmodell kurzerhand auf die Angehöri­

gen der sozialen Welt der Berufstätigen, also auf die Erzieher*innen, Lehrer*innen 

und andere pädagogisch Tätige. Dieses Vorgehen leistet einer paternalistisch 

gefärbten Pädagogisierung pädagogischer Berufsgruppen Vorschub. Denn im Kern 

wird immer wieder die gleiche Leitfrage in Anschlag gebracht: Welchen 

Kompetenzerwartungen sind die Pädagogen*innen zum einen ausgesetzt und wie 

sind die faktischen Qualifizierungswege zum anderen beschaffen? Ganz abgesehen 

davon, dass dieser Abgleich personenbezogener Merkmale mit institutionellen 

Erwartungen als solchen legitimationsbedürftig erscheint, präjudiziert eine solche 

Herangehensweise einen subtil defizitorientierten Blick auf die pädagogische Pra­

xis. Die Zentralperspektive richtet sich nämlich auf die unterstellte Lücke zwischen 

(Kompetenz-)Ansprüchen und deren vermuteter Einlösung.

Der 9. Bildungsbericht betreibt, da die Situation des Personals im Bildungswesen 

(Qualifikationen, Fortbildungsbedarf usw.) ja ausdrücklich als Schwerpunkt ge­

wählt wurde, ein Stück weit pädagogische Berufsgruppenforschung. Doch auch 

dabei trägt das szientistische Professionalisierungskonzept eher zur Verengung und 

ganz und gar nicht zur Erweiterung des Verständnisses gegenüber jenen Personen 

bei, welche tagtäglich die mühevolle Arbeit verrichten. Während das differenztheo­

retische Professionalisierungsverständnis wohl kaum von der Verstrickung der
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ganzen Person der pädagogischen Praktiker*innen in das berufliche Geschehen 

abstrahieren würde, reduziert das szientistische Lager die Berufsrolleninhaber*in- 

nen konsequent auf ihre nackte Funktion. Existenziell wichtige Themen wie Ge­

sundheitsrisiken, Aspekte der Daseinssicherung, Berufszufriedenheit oder unglei­

che materielle Entschädigungschancen werden folgerichtig ausgegrenzt, was viele 

Praktiker*innen als Affront erleben dürften.

Der szientistische Professionalisierungsansatz hat weitreichende Konsequenzen im 

Hinblick darauf, wie das pädagogische Personal wahrgenommen, typisiert und 

implizit bewertet wird. Integraler Teil dieser Adressatenkonstruktion sind eine 

Vielzahl hypothetisch angenommener Wirkungszusammenhänge: So werde nach 

Ansicht der Autoren*innen das augenblickliche Bildungswesen und die Situation 

der darin agierenden pädagogischen Berufsgruppen vom demografischen Wandel 

geprägt. Weitere Beeinflussungsfaktoren seien die Binnenwanderung, Migrations­

prozesse, späte Familiengründungen sowie die Corona-Pandemie. Auch die ökono­

mischen Rahmenbedingungen sowie die damit korrespondierenden staatlichen 

Ausgaben würden auf das Handeln der Praktiker*innen einwirken. Diese und 

weitere Wirkungszusammenhänge werfen die Frage nach „Effekten“ in die 

umgekehrte Richtung auf: Bedeuten die Existenz von Berufsverbänden oder Erfolge 

in der gewerkschaftlichen Interessenspolitik nicht auch, dass die untersuchten 

pädagogischen Berufsgruppen als ‚Mitproduzenten*innen‘ ihrer beruflichen Um­

welt, als Autoren*innen ihrer eigenen Berufsbiografie in Erscheinung treten? 

Nehmen die pädagogischen Akteure*innen etwa nicht an den bildungspolitischen 

Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen teil? Allein, die im Bericht vorherr­

schende Adressatenkonstruktion lässt derartige Fragen, ein derartiges Erkenntnis­

interesse kaum zu. Dieses weist eine eindimensionale Akzentuierung – genauer: 

eine konditionierende Schlagseite auf: Die pädagogischen Praktiker*innen gelten 

hier gleichsam als Produkte struktureller Bedingungen, ohne dass die mit der Adres­

satenkonstruktion verbundenen Hintergrunderwartungen auch die gegenläufige 

Beeinflussung der pädagogischen Wirklichkeit in irgendeiner Weise vorsehen 

würden. Auf der Bühne bildungspolitischer Steuerungsaktivitäten erscheinen die 

pädagogisch Tätigen der Tendenz nach als bloße Objekte, als Adressaten*innen von 

Maßnahmen, die nicht nur im bildungspolitischen Handeln, sondern bereits in der 

Wahrnehmung der Entscheidungsträger*innen – und der Forscher*innen (!) – subtil 

auf einen passiven Status getrimmt werden. Wer eine Erklärung für die notorische
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Fremdheit zwischen der Berufspraxis und der quantitativen Bildungsforschung 

sucht, sollte sich die subtile Adressatenkonstruktion und das damit verbundene 

Dispositiv der Passivität im Bildungsbericht vor Augen führen.

III.
Von einem aus Steuergeldern finanzierten und von anerkannten Wissenschaft- 

ler*innen erstellten Bildungsbericht kann der/die Bürger*in die unvoreingenom­

mene Berücksichtigung der relevanten Lehrmeinungen verlangen. Auch die für den 

Nationalen Bildungsbericht verantwortlichen Experten*innen stehen schließlich 

nicht über jenen Standards, die für alle wissenschaftlichen Expertisen mit offizi­

ellem Anstrich gelten. Die fast schon zur Schau gestellte Indifferenz gegenüber einer 

ganzen Richtung der erziehungswissenschaftlichen Professionalisierungsforschung 

geht mit der Ausklammerung der Sozialen Arbeit/Sozialpädagogik sowie der 

politischen Bildung Hand in Hand. Dieser nicht zu übersehende Tatbestand der 

offenen Exklusion ganzer Bildungsbereiche und wissenschaftlicher Lehrmeinungen 

bildet das offensichtlichste und damit ein zwingendes Motiv, um Einspruch 

einzulegen. Doch mindestens ebenso schwer wiegt der Umstand, dass die hier 

kritisierte Richtung der empirischen Bildungsforschung anscheinend glaubt, sich 

diese Art des Vorgehens unverblümt leisten zu können, ohne mit negativen 

Konsequenzen rechnen zu müssen. Wer das wegweisende Buch von Richard Münch 

über die in den USA nachweisbare Allianz zwischen der szientistischen Bildungsfor­

schung, großen Stiftungen, mächtigen Verlagen sowie der Testindustrie zur 

Kenntnis genommen hat (Münch 2018), weiß, dass es momentan wohl zu früh wäre, 

die hier thematisierten Einseitigkeiten und die offensichtlichen ideologischen Ten­

denzen als Vorboten eines vielleicht auch in Deutschland drohenden bildungsindus­

triellen Komplexes zu interpretieren. Dennoch stimmt es nachdenklich, mit welcher 

Chuzpe das Autoren*innenteam des Bildungsberichts über gravierende Fehler hin­

wegsehen und wissenschaftliche Qualitätsstandards beiseiteschieben kann. Die von 

der herrschenden Bildungsberichterstattung kultivierte ideologisch Denkfigur, dass 

der kompetenzorientierte Ansatz quasi alternativlos sei, verlangt mehr als nur eine 

punktuelle Gegenrede. Bleibt diese Gegenrede aus, so ist nach Ansicht des Autors 

fest damit zu rechnen, dass aus der momentan vorherrschenden Schein-Hegemonie 

mittel- und langfristig eine reale wird.
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Aus: Politische Bildung. Demokratiebildung. Journal für politische Bildung 2/2023, S. 38–41; 
https://doi.org/10.46499/2233.2692

Ausgeklammert

Die Marginalisierung der politischen Bildung im Spiegel des Nationalen 

Bildungsberichts 2022
Es braucht einen kritischen Blick auf den aktuellen Bildungsbericht, der von der 

Kultusministerkonferenz und vom Bundesministerium für Bildung und Forschung verantwortet 

wird. Stein des (kritischen) Anstoßes ist keineswegs nur die Nichtbeachtung der politischen 

Bildung im Bericht, sondern auch seine ideologische Tendenz.

Eine Perspektive einnehmen heißt auch, andere Perspektiven erst einmal auszu­

blenden.

Niemand würde ernsthaft die Leistungen der Bildungsberichterstattung seit PISA in 

Abrede stellen. Die quantitativ ausgerichtete empirische Bildungsforschung hat zu 

konstruktiven Veränderungen insbesondere im deutschen Schulwesen beigetragen 

und komplexen bildungspolitischen Entscheidungen eine rationalere Grundlage 

verschafft. Verdienstvoll ist die Entscheidung der Macher*innen des aktuellen Bil­

dungsberichts, diesmal die pädagogischen Praktiker*innen in fast allen Teilen des 

Erziehungs- und Bildungssystems in den Mittelpunkt der Dokumentation zu stellen 

– also jene Personen, die die tagtägliche Arbeit verrichten und damit verbunden 

Verantwortung tragen.

Wer als Mitarbeiter*in der politischen Bildung nach Zahlen, Daten und Fakten seines 

angestammten Bereichs sucht oder an der beruflichen Lage der Fachkräfte interes­

siert ist, wird jedoch enttäuscht. Die institutionell angelegte Marginalisierung der 

politischen Bildung scheint sich in der Selektivität des Bildungsberichts – sprich: in 

ihrer schlichten Nichtbeachtung (!) – zu reproduzieren. Die Ausklammerung eines 

für den Fortbestand unserer Demokratie strategisch wichtigen pädagogischen Sub­

systems mutet in doppelter Weise bizarr an. Wenn im aktuellen Bericht das Unter­

suchungsfeld in Richtung non-formale Bildung erweitert und eine Lebenslaufper­

spektive eingenommen wird, läge es dann nicht auf der Hand, der politischen Bil­

dung deutlich mehr Beachtung zu schenken? Große Teile des institutionellen 

Tableaus wie etwa die Arbeit von Akademien oder der Landeszentralen für poli­

tische Bildung gehören ja schließlich eindeutig zur Sphäre des non-formalen 

Lernens. Hinzu kommt, dass das organisierte, didaktisch flankierte Lernen in 

Maßnahmen der politischen Bildung nachweislich über die gesamte menschliche
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Lebensspanne verteilt ist. Man denke hier nur an partizipativ orientierte Program­

me in Kindereinrichtungen oder politische Zeitzeugenprojekte mit Senioren*innen. 

Ob die hier skizzierte Selektivität des Berichts bei den Auftraggeber*innen auf posi­

tive Resonanz stößt, mag mit Fug und Recht bezweifelt werden – stellt doch gerade 

die politische Bildung in den letzten Jahren finanziell einen durch die öffentliche 

Hand außerordentlich stark alimentierten Sektor dar. Dem/Der Staatsbürger*in 

stellt sich an dieser Stelle die Frage, warum die politische Bildung in der Bildungs­

berichterstattung nicht vorkommt, wo doch die öffentliche Hand nicht nur beachtli­

che Ressourcen, sondern auch ein gesteigertes Interesse an ihr hegt. Die Bundes- 

und Landesprogramme zur Prävention von Extremismus stellen diesbezüglich nur 

eins von mehreren Symptomen für die Bereitschaft dar, ‚ordentlich Geld in die Hand 

zu nehmen‘. Diese Programme und ihre aktuelle Perspektive einer dauerhaften 

Verankerung in einem Demokratiefördergesetz werden allerdings sowohl aus der 

Zivilgesellschaft (vgl. Beitrag Strachwitz in dieser Ausgabe) als auch aus der poli­

tischen Bildung wegen ihrer starken staatlichen Steuerung und der sicherheits­

politischen Indienstnahme von Bildungsarbeit eher sehr kritisch diskutiert.

Die Ausklammerung der politischen Bildung wirkt allerdings nicht nur unter einem 

bildungs- und wissenschaftspolitischen Kalkül irritierend. Unter einem fachlichen 

Blickwinkel liefert der Bericht Motive, ihn zu einem politikwissenschaftlich-ideolo­

giekritischen Untersuchungsgegenstand sui generis zu erklären. Genau betrachtet 

zeigt uns der Bildungsbericht nämlich mit reichhaltigem Anschauungsmaterial, wie 

ideologische Stilelemente die Präsentation wissenschaftlicher Befunde überformen, 

durchdringen, ja vielleicht sogar kontaminieren können, ohne dass der Laie/die 

Laiin dies – selbst auf den zweiten Blick – zu registrieren vermag. In Diskussionen 

mit Vertreter*innen der Bildungsberichterstattung ist immer wieder das Argument 

zu hören, man dokumentiere ja nur, was ohnehin in den einschlägigen Statistiken an 

Information vorhanden sei; man füge unter festgelegten Rubriken (Bildungsbetei­

ligung, Bildungseinrichtungen, Bildungsfinanzierung usw.) gleichsam nur die ohne­

hin verfügbaren Tatsachen in Gestalt nackter Zahlen zusammen, sodass ein mög­

lichst vollständiges Gesamtbild des Bildungswesens entstehe. Kurz: Man sei nicht 

mit der Generierung von wissenschaftlichen Befunden, sondern nur mit deren Kol­

lektion, Aufbereitung und Übermittlung betraut. Ganz abgesehen davon, dass das 

Autoren*innenteam keineswegs nur auf statistische Daten zurückgreift, sondern an 

vielen Stellen auch auf Literatur (vorzugsweise aus dem eigenen Umfeld), blendet
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es sowohl den politischen Legitimationsdruck als auch die Priorisierung des tech­

nisch-instrumentellen Erkenntnisinteresses einfach aus. Von einer Wissenschaft im 

„Zeitalter des nachmetaphysischen Denkens“ (Jürgen Habermas) muss man aber 

erwarten, dass genau das reflektiert wird.

Fassade einer neutralen Wissenschaft
Mit dem Gestus des Understatements – man betreibe ja keine eigene Forschung und 

gehe ausschließlich von klar objektivierbaren Indikatoren aus – wird die Fassade 

einer neutralen Wissenschaft hochgehalten, wobei sogar jene, die diesen Eindruck 

kultivieren, sehr genau wissen, dass es sich dabei nur um eine Schimäre handelt. Das 

Autoren*innenteam suggeriert die Einnahme eines epistemologischen Standpunk­

tes, der dem eines Naturwissenschaftlers entspricht, der gerade dabei ist, aus vielen 

Käfersammlungen eine einzige anzulegen. Dabei ist die Idealisierung vorherr­

schend, dass der/die Forscher*in mit dem Gegenstand der Untersuchung (den 

Käfern) nichts, aber auch gar nichts zu tun habe und ausschließlich einem kühlen 

Tatsachenblick verpflichtet sei. In Wahrheit sind das leicht widerlegbare Unter­

stellungen, denn spätestens, wenn es im Bericht um den Abgleich der erwarteten 

und bei den diversen pädagogischen Berufsgruppen tatsächlichen Kompetenzpro­

file geht, müssten die beteiligten Forscher*innen eingestehen, dass sie als Mitglieder 

des universitären Lehrkörpers selbst einen gewissen Anteil an dem mal hoch, mal 

niedrig eingestuften Qualifikationsbedarf haben. Wir Professor*innen der Erzie­

hungswissenschaft, der pädagogischen Psychologie und der Bildungssoziologie 

können nicht Aussagen über das Wissen und Können der pädagogischen Prakti- 

ker*innen machen und gleichzeitig so tun, als hätten wir mit alledem nichts zu tun. 

Tragender Bestandteil der Ideologie des Nationalen Bildungsberichts ist somit die 

Hintergrunderwartung, dass man als empirische*r Bildungsforscher*in nur als 

Beobachter*in agiere und kein*e Teilnehmer*in sei. Das ist aus den unterschied­

lichsten Gründen falsch, untersuchen die beteiligten Bildungsforscher*innen ja 

schließlich auch die deutschen Hochschulen, also – wie vermittelt auch immer – 

ihren eigenen Arbeitsplatz.
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Nur bedingt als Quelle bildungsrelevanter Tatsachen nutzbar
Auch kann die schier unangreifbar wirkende empirische Bildungsforschung folglich 

nicht so tun, als hätte es den Positivismusstreit in den Sozialwissenschaften nie 

gegeben. Eine an dieser Stelle leider nicht mögliche Detailanalyse würde den Nach­

weis erbringen, dass an einer Vielzahl von Stellen des Berichts ideologische Ver­

satzstücke oder gravierende Fehler zu finden sind, wie die folgenden Beispiele 

zeigen: Der Gegenstandsbereich des Berichts, also das Bildungswesen/Bildungs- 

system, wird an keiner Stelle präzise definiert. Die implizite Annahme, dass die von 

Land und Bund, vom ‚Ausland‘ und ‚privaten‘ Quellen fließenden Geldmittel den 

tatsächlichen Ressourcen entsprechen, entspricht nicht den Tatsachen (es fließen 

deutlich mehr Geldmittel ins System). Es erfolgt nicht nur eine Reformulierung, 

sondern auch die Eingemeindung des klassischen Bildungsbegriffs durch die päda­

gogische Psychologie und damit eine nahezu vollständige Entsorgung emanzipato­

rischer Potenziale. Es zeichnet sich eine Art Universalisierung des Kompetenzan­

satzes ab, da er sowohl auf die Ziel- und Adressatengruppen als auch auf das 

pädagogische Personal übertragen wird, sodass die Gefahr der Infantilisierung der 

pädagogischen Fachkräfte droht. Die Vorschulerziehung wird fälschlicherweise als 

Element der formalen Bildung ausgewiesen. Zudem werden eine Vielzahl von Sta­

tistiken zu Rate gezogen, ohne dass das Autoren*innenteam die unterschiedliche 

Qualität der Daten berücksichtigen und den Entstehungskontext in Betracht ziehen 

würde. Darüber hinaus wird die Bildungsarbeit der Sozialen Arbeit und der Sozial­

pädagogik vollständig ausgeblendet und last but not least werden die pädagogi­

schen Berufsgruppen wie Säulen behandelt, ohne dass die hoch entwickelte For­

schungstätigkeit zur Netzwerkbildung und zur Kooperation berücksichtigt wird. Die 

hier postulierte Ideologielastigkeit dürfte in allerletzter Konsequenz auf dem Span­

nungsverhältnis zwischen Gegenstandskonstitution und methodologischer/metho- 

discher Ausrichtung beruhen: So lässt sich der Objektbereich der Bildung – und die 

hier inkorporierte Subjektivität und Individualität – schließlich nur schwer mit 

verteilungstheoretisch angelegten statistischen Verfahren angemessen erschließen. 

Der Nachweis der hier aufgezeigten wissenschaftlichen Blindstellen und Defizite 

einerseits und die Beschwerde, dass die politische Bildung als Institution im Bericht 

nicht vorkommt andererseits, sollten aus meiner Sicht getrennt voneinander dis­

kutiert werden. Die wissenschaftsimmanenten Schwächen sind also m. E. streng von 

den genuin politischen Implikationen i. e. S. zu trennen. Würde man anders vorge- 
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hen und die beiden Ebenen unreflektiert vermischen, so käme das der Wiederho­

lung eines Fehlers gleich, den man dem Bildungsbericht zuvor berechtigterweise 

angelastet hat. Bleibt eigentlich nur als Resümee übrig: Der Bildungsbericht 2022 

kann von Vertreter*innen der politischen Bildung aufgrund seiner Qualität nur be­

dingt als Quelle bildungspolitisch relevanter Tatsachenrecherchen genutzt werden. 

Er eignet sich viel eher als Material für ideologiekritische Untersuchungen, die ge­

nau das leisten müssten, was die Erziehungswissenschaft in den letzten Jahren 

versäumt hat: der quantitativ orientierten empirischen Bildungsforschung einen 

Spiegel vorzuhalten.

Der von der „Autor:innengruppe Bildungsberichterstattung“ herausgegebene Bericht 
„Bildung in Deutschland 2022“ trägt den Titel „Ein indikatorengestützter Bericht mit 
einer Analyse zum Bildungspersonal“ und ist als Download zu finden unter: 
https://www.bildungsbericht.de/de/bildungsberichte-seit-2006/bildungsbericht-  
2022/pdf-dateien-2022/bildungsbericht-2022.pdf
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Die Macht der Ideologie – oder: 
›Folge der Spur des Geldes‹
Eine kritische Notiz zum Bericht ›Bildung in Deutschland 2022‹

Zur Lebzeit von Karl Marx war Ideologie, verkürzt 
gesagt, die Verkörperung von ›falschem Bewusst- 
sein<. Unter dem Einfluss der kritischen Theorie 
hat sich das Verständnis stark verändert. Heute ver­
steht man darunter eine spezifische Mischung aus 
wahren und falschen Aussagen. Jürgen Habermas 
(1967) hat nachweisen können, dass die moderne 
Wissenschaft längst selbst als Träger von Ideolo­
gie in Betracht kommt, obwohl ihr gewöhnlich die 
Aufgabe zufällt, mittels Aufklärung Wahrheit und 
Unwahrheit fein säuberlich zu unterscheiden.

Wie genau die ideologische Indienstnahme von 
Wissenschaft funktioniert, das kann man hervorra­
gend am aktuellen Bericht Bildung in Deutschland 
2022 studieren. Dieses offizielle Dokument wird 
alle zwei Jahre von der Kultusministerkonferenz 
(KMK) und dem Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) in Auftrag gegeben. Dies­
mal, in der neunten Version, verdient der Bericht 
von Seiten der GEW eine gesteigerte Aufmerksam­
keit. Denn in der aktuellen Ausgabe werden nicht 
nur die Standardthemen – Bildungseinrichtungen, 
Bildungsausgaben, Bildungsbeteiligung und Bil­
dungsstand der Bevölkerung – behandelt. Viel­
mehr steht die Lage des Personals und damit das 
gewerkschaftliche Kernthema im Mittelpunkt. In 
Ergänzung zum Beitrag von Klaus Bullan in der 
letzten Ausgabe der Zeitschrift der GEW Hamburg 
(hlz 11-12/2022, 48-50) nimmt dieser Gastbeitrag 
aus ideologiekritischer Perspektive Stellung zum 
aktuellen Bildungsbericht. Dadurch werden die 
bildungspolitischen Positionen des Kollegen Bul- 
lan nochmals bekräftigt.

Wie muss man sich mit Blick auf den Bericht Bil­
dung in Deutschland 2022 die eigentümliche, zum 
Teil sehr subtile Mischung aus wahren und fal­
schen Aussagen konkret vorstellen? Wie kommen 
ideologische Narrative zustande? Unstrittig ist, 
dass Bildungsberichte der öffentlichen Hand und 
damit dem Staat gleichsam einen Spiegel vorhal­
ten, indem sie zu einem festgelegten Zeitpunkt den 
Status Quo des Erziehungs- und Bildungssystems 
unter Nutzung möglichst vieler Quellen rekapitu­
lieren. So werden im Kapitel Grundinformatio­
nen zu Bildung in Deutschland im Abschnitt Bil­
dungsausgaben die finanziellen Aufwendungen je 
nach Bildungsbereich aufgelistet. Darüber hinaus

nehmen die Autoren*innen eine Differenzierung 
nach Bundesländern vor, und auch die öffentlichen 
Bildungsausgaben während der Corona-Pandemie 
und zur Bildungsförderung werden genannt. Auf 
diese Weise signalisiert die öffentliche Hand der 
Öffentlichkeit, welche finanziellen Ressourcen sie 
bereitstellt, damit die Organisationen des Erzie- 
hungs- und Bildungswesens ihre Aufgaben erfüllen 
können.

Die ›Wahrheit‹ des Berichts – so nehmen wir ge­
dankenexperimentell einmal im guten Glauben an 
– schlägt sich in der Präzision der Zahlenwerke, 
der Genauigkeit der Indikatoren und der Akribie 
der Detailbetrachtung nieder. So können sich die 
Leser*innen auf die Angabe verlassen, dass im 
Jahr 2020 vom Bund und Ländern 241,1 Milliarden 
Euro für Bildung ausgegeben wurden. Vier Fünftel 
werden vom Bund, den Ländern und Gemeinden 
aufgebracht, das restliche Fünftel, so der Bericht, 
von »Privathaushalten«, »Organisationen ohne 
Erwerbszweck, den Unternehmen und vom Aus­
land«. Folgt man – wie es eine bekannte Fernsehse­
rie rät – der Spur des Geldes, so wird deutlich, dass 
die Annahme, mit der Benennung der Geldsummen 
von Seiten des Staates sei gleichzeitig die Erwar­
tung eines funktionsfähigen Bildungssystems ver­
bunden – hier spricht man auch von »Grundmit­
teln« – trügerisch ist.

Die ›Unwahrheit‹ des Berichts besteht darin, dass 
die bildungsbereichsübergreifenden Erfahrungen 
des Personals im Bericht ausgeklammert wer­
den – Erfahrungen, die sich auf den tatsächlichen 
Umgang und nicht nur auf das bloße Bereitstellen 
des Geldes beziehen. Die Erwartung, dass die Er- 
ziehungs- und Bildungsorganisationen selbst daran 
mitwirken, zusätzliche Geldmittel zur Kompensa­
tion der Lücken einzuwerben, ist längst zu einer 
festen Größe avanciert. Welche*r Mitarbeiter*in 
elementarpädagogischen Einrichtungen weiß nicht 
ein Lied davon zu singen, wenn am Rande eines 
Elternabends wieder einmal Geld von den Müttern 
und Vätern einzusammeln ist, weil bestimmte Aus­
gaben mit dem regulären Budget einfach nicht zu 
stemmen sind? Jede*r Hochschullehrer*in an den 
deutschen Universitäten schreibt diverse Projekt­
anträge, und zwar keineswegs, weil er*sie genau 
dieser oder jener Forschungsfrage nachgehen will,

hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 1-2/2023 55



sondern weil der Grundsockel der Ausstattung 
nicht ausreicht, um den Normalbetrieb aufrecht 
zu erhalten. Diesbezüglich hat kürzlich ein Sozi­
alwissenschaftler mit Blick auf eine empirische
Untersuchung und der 
dort verhandelten Fra­
ge »Warum überhaupt 
Projekte?« zu Proto­
koll gegeben: »Weil 
die Grundmittel der 
Universitäten, wie 63 
Prozent der Befrag­
ten aussagten, für die 
Forschung nicht aus­
reichen. Man komme 
ohne Drittmittel ein­
fach nicht aus, auch 
wenn es (dem stimm­
ten 38 Prozent zu) zu 
häufig eine zu enge 
inhaltliche Vorgabe 
durch die Projektför­
derer gebe. Ein Viertel 
der Professoren zog 
aus dieser Situation 
den Schluss: ›Wegen 
der Ökonomisierung 
ist an den Hochschu­
len unabhängige For­
schung kaum noch 
möglich.‹« (Wagner 
2022)

Kaum ein Gymnasi­
um kann es sich heu­
te leisten, nicht an 
irgendwelchen Wett­
bewerben oder ›Lei- 
stungsolympiaden‹ 
teilzunehmen, sei es, 
um damit entweder 
Sondereinnahmen zu 
generieren oder über die Stärkung der Reputation 
die Wahrscheinlichkeit beim Eintreiben von Spen­
den zu erhöhen. Viele Grund- und Hauptschulen 
haben Fördervereine und Alumninetzwerke ge­
gründet, mit deren Hilfe eine versteckte Finan­
zierung des Normalbetriebs möglich ist. Welcher 
großer Weiterbildungsträger kann es sich heute 
erlauben, seine Fühler nicht in Richtung europäi­
sche Projektförderung auszustrecken oder von der 
Privatwirtschaft alimentierte Sondermittel einzu­
werben? Einrichtungen der Sozialen Arbeit stehen 
vor den Toren der großen Stiftungen Schlange, um 
nach finanzieller Hilfe zu bitten.

Letztlich bewegen sich die Autoren*innen des Be­
richts im Widerspruch zu dem erklärten Ziel bei

Im Fall des 
Bildungsberichts 

wird ein 
mechanistisches 

Gesellschafts­
verständnis 

zugrunde gelegt. In 
diesem erscheinen 
die pädagogischen 
Praktiker*innen 

wie 
unselbständige 

Akteur*innen mit 
minimalen

Mitspracherechten.

der Erstellung des nationalen Bildungsberichts, 
»übergreifende Problemlagen und Herausforderun­
gen sichtbar (zu) machen« (S. 1). Die erwähnten 
Praktiken der Improvisation und Kompensation

des Mangels sind ja 
schließlich in allen 
Segmenten des päda­
gogisch organisierten 
Systems des lebens­
langen Lernens eine 
vertraute Erschei­
nung. Sie gehören also 
genau zu jenem Ge­
genstandsbereich, den 
der Bericht angeblich 
untersuchen will. Wer 
der Spur des Geldes 
folgt, kommt an der 
Einsicht der struktu­
rellen Unterfinanzie- 
rung nicht vorbei!

Während der Bericht 
im Abschnitt über 
die Finanzierungs­
grundlagen mit der 
Hintergrunderwartung 
spielt, dass das Erzie- 
hungs- und Bildungs­
system eine solide 
Finanzierungsbasis 
habe, belegen die kon­
kreten Erfahrungen 
des Fachpersonals, 
dass es faktisch hoch­
gradig unterfinanziert 
ist. Die angeblich 
neutrale Nennung der 
Ausgaben in Bund 
und Länder abstrahiert 
von dem Tatbestand, 
dass die Zuweisung 

der Mittel in den Institutionen gleichzeitig Reakti­
onen der Mangelverwaltung auslösen.

An der Erzeugung des hier benannten ideologi­
schen Narrativs sind drei Faktoren beteiligt: Ers­
tens wird klammheimlich unterstellt, dass die neu­
trale und rein sachliche Angabe von Ausgaben in 
Milliardenhöhe einen verlässlichen Hinweis auf 
die tatsächliche Finanzierungsgrundlage darstellt; 
zweitens wird sowohl in dem zuständigen Ab­
schnitt als auch an anderer Stelle des Berichts die 
entscheidende Kontextinformation ausgeblendet, 
dass auch andere Quellen Geld zum Bildungssys­
tem (Stiftungen) beisteuern und drittens werden die 
berufspraktischen Erfahrungen im Umgang mit der 
finanziellen Unterausstattung ignoriert.
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Damit wir uns richtig verstehen: Selbstverständ­
lich kann von einem Nationalen Bildungsbericht 
nicht ernsthaft erwartet werden, dass die eben dar­
gelegten Praktiken der Improvisation und Kom­
pensation im Detail nachgezeichnet werden. Was 
man aber sehr wohl erwarten kann, ist der offene 
und ehrliche Hinweis, dass deutlich mehr Geld in 
das Bildungssystem fließt als die staatlichen und 
die genannten privaten Ressourcen. (Davon ein­
mal ganz abgesehen sind die Unterscheidungen in 
dem Bericht wenig präzise: Unter die Kategorie 
»private Bildungseinrichtungen« fallen auch die 
freien Träger, die ebenso wie »das Ausland« (da­
mit ist offenbar die EU gemeint), genau betrachtet 
ja schließlich ebenfalls staatliche Mittel erhalten.) 
Mit der Gleichgültigkeit gegenüber den diversen 
Initiativen, zusätzliche finanzielle Mittel und ande­
re Ressourcen zu akquirieren, um das Erziehungs- 
und Bildungswesen am Laufen zu halten, geht eine 
Verkennung der Eigenleistungen und der Improvi­
sationskunst der pädagogischen Praxis einher.

Habermas hat die Botschaft moderner Ideologien 
darin gesehen, »das Selbstverständnis der Gesell­
schaft vom Bezugssystem des kommunikativen 
Handelns und von den Begriffen der symbolisch 
vermittelten Interaktion abzuziehen und durch ein 
wissenschaftliches Modell zu ersetzen. In gleichem 
Maße tritt an die Stelle des kulturell bestimmten 
Selbstverständnisses einer sozialen Lebenswelt 
die Selbstverdinglichung der Menschen unter Ka­
tegorien zweckrationalen Handelns und adaptiven 
Verhaltens« (Habermas 1979, S. 81f). Genau ein 
solcher Austausch von Begriffen im Bereich der 
symbolisch vermittelten Interaktion findet statt, 
wenn die kollektiv geteilten Erfahrungen im Zu­
sammenhang mit der Kompensation fehlender 
Ressourcen durch die Kundgabe nackter Zahlen 
neutralisiert und damit entwertet werden. An die 
Stelle der beruflichen Alltagserfahrung tritt dann 
zum einen die bildungsökonomische Expertise und 
zum anderen die Tendenz, die durch Menschen ge­
schaffenen Verhältnisse zu verdinglichen. Seinen 
ideologischen Charakter entblößt der Bericht spä­
testens dann, wenn die pädagogischen Fachkräfte 
in allen Bereichen des Erziehungs- und Bildungs­
systems auf ihre bloße Funktionalität reduziert 
werden (»Fachkräftebedarf«), während existentiell 
wichtige Dimensionen wie die materielle Entloh­
nung und die Gesundheitsrisiken aus der Betrach­
tung ausgegrenzt werden.

Der Bericht scheint, so kann man resümieren, den 
pädagogischen Fachkräften in der Tat eine Men­
ge Ideologie aufzubürden. Gegen die können sich 
die Betroffenen kaum wehren, weil ideologische 
Narrative eben nicht nur ›Überbauphänomene‹, 
sondern an der Konstruktion von Wirklichkeit un-

mittelbar beteiligt sind. Signale der Anerkennung, 
Wertschätzung und des Respekts, die gerade ange­
sichts der Corona Pandemie vonnöten wären, fin­
det man dem gegenüber nur in homöopathischer 
Dosis. Eher verdeckt als offen wird ein defizitori­
entiertes Bild von den pädagogischen Fachkräften 
transportiert. Dieses schlägt sich vor allem in der 
Anwendung des Kompetenzansatzes als Maß aller 
Dinge im Professionalisierungsdiskurs nieder: Wie 
bei Grundschulkindern geht man auch bei den päd­
agogischen Fachkräften in der Weise vor, Kompe­
tenzerwartungen zu formulieren, um dann die ver­
muteten Qualifizierungsmodi damit abzugleichen 
– nur mit dem Unterschied, dass die Kompetenzen 
bei den Fachkräften (noch) nicht gemessen werden.

Ideologien bauen immer auf einem bestimmten 
Gesellschaftsverständnis auf. Im Fall des Bil­
dungsberichts wird ein mechanistisches Gesell­
schaftsverständnis zugrunde gelegt. In diesem er­
scheinen die pädagogischen Praktiker*innen wie 
unselbständige Akteur*innen mit minimalen Mit- 
spracherechten. Den Sach- und Zugzwängen der 
ökonomischen Großwetterlage, demografischen 
Entwicklung, Migration und Digitalisierung passiv 
ausgeliefert, könne man den Fachkräften – so der 
versteckte Appell des Berichts – nur anraten, die 
statistischen Daten als Ausdruck der Realität zu 
akzeptieren und den Steuerungsbefehlen der Bil­
dungspolitik naiv zu folgen. Bleibt eigentlich nur 
zu hoffen, dass sich diese Erwartung nicht erfüllt! 
Mögen die Vertreter*innen der Gewerkschaften 
sich von der Floskel »Zahlen lügen nicht« keines­
wegs blenden lassen. Manchmal ist es klüger, der 
eigenen, alltagspraktischen Urteilsfähigkeit zu ver­
trauen und den ›objektiven‹ Befunden der selbst­
ernannten Expert*innen gegenüber Skepsis an den 
Tag zu legen.

PROF. DR. DIETER NITTEL, 
Goethe Universität Frankfurt und Fernuniversität Hagen

Literatur:
* Autor*innengruppe Bildungsberichterstattung (Hrsg.): 
Bildung in Deutschland 2022. Ein indikatorengestützter 
Bericht mit einer Analyse zum Bildungspersonal, Biele­
feld: wbv 2022.
* Habermas, Jürgen: Technik und Wissenschaft als ›Ideo- 
logie‹ (1968), Frankfurt am Main: Suhrkamp 1979.

Siehe auch das Interview von Dieter Nittel mit 
Maike Finnern: https://www.youtube.com/wat 
ch?v=7mNWNaVtdm8&list=PL0SJnZaDe3s- 
E3qbAxRBPRbqRN2CqXqKI&index=4
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GASTBEITRÄGE · 07. Februar 2023

Bildungsbericht mit Konstruktionsfehler
So, wie sie ist, klammert die für die Politik so bedeutende 
Bestandsaufnahme unseres Bildungssystems wichtige Bereiche aus. Das 
hat Folgen. Ein Gastbeitrag von Dieter Nittel.
WER WÜRDE DAS VERDIENST der Bildungsberichterstattung seit PISA
ernsthaft bestreiten wollen? Sie hat einen Ruck im deutschen Schulwesen erzeugt, 
auch weil sich bildungspolitische Entscheidungen nun mittels Empirie fundierter 
begründen lassen. Zu seiner Lebzeit hätte Max Weber (einer der Wegbereiter einer
solchen Expertise) etwaige Kritiker wohl mit dem Etikett "Romantiker" belegt –
ein Ausdruck, der für den Vater der Soziologie einen spöttischen Anklang hatte.
Und wer würde leugnen, dass der von der 
Kultusministerkonferenz und dem BMBF in Auftrag 
gegebene Bericht "Bildung in Deutschland 2022" 
viele interessante Befunde zu bieten hat? Mit Blick 
auf die dramatischen Folgen der Corona-Pandemie, 
auf den aufwändig ermittelten Personalbedarf in 
gleich mehreren Bereichen des Bildungswesens oder 
die Befunde zu nachhaltigen Effekten der 
Vermittlung sprachlicher Kompetenzen in der 
Frühpädagogik. Ebenso positiv schlägt zu Buche, 
dass der sogenannte Nationale Bildungsbericht 
diesmal jene Personen in den Mittelpunkt rückt, 
welche die tagtägliche Arbeit verrichten.

Zugleich müssen sich die Macher des 
Bildungsberichts jedoch kritische Fragen 
gefallen lassen – was vor allem mit der 
Begriffsbestimmung zusammenhängt, die 
sie vornehmen.

Dieter Nittel ist Pädagoge und leitet den 
Arbeitsbereich Erwachsenenbildung und 
erziehungswissenschaftliche
Professionsforschung an der Goethe Universität 
Frankfurt am Main. Foto: privat.

Anders gesagt: mit ihrem Verständnis dessen ist, was die Autor*innen eigentlich 
genau meinen, wenn sie vom "Bildungswesen" oder vom synonym gebrauchten 
"Bildungssystem" sprechen – Begriffe, die im Bericht immerhin 114 Mal 
auftauchen. In dem Bericht angehängten Glossar werden zwar Wörter wie 
"Absolvent" oder "Lockdown" erläutert, aber ausgerechnet eine auf den 
Hauptuntersuchungsgegenstand selbst bezogene Bestimmung fehlt.

Politische Bildung? Kommt
im Bericht nicht vor

Dass die hier aufgeworfene Frage keineswegs eine rein akademische ist, wird 
deutlich, wenn man als Leser*in nachvollziehen möchte, warum zentrale Segmente



des Bildungswesens in die Berichterstattung einbezogen wurden, andere hingegen 
nahezu vollständig ausgeklammert werden.

So ist zu begrüßen, dass der aktuelle Bericht das Untersuchungsfeld in Richtung 
nonformale Bildung und informelles Lernen beträchtlich erweitert hat und erstmals 
eine Lebenslaufperspektive einnimmt, erweitert um neue
Ordnungsebenen ("Lernorte und Lernwelten in Deutschland") – auch wenn unklar 
bleibt, ob die Autor*innen mit der Erweiterung ihres Untersuchungsfeldes etwa 
auch eine Ausdehnung der staatlichen Verantwortung auf all die genannten Orte für 
wünschenswert halten.

Umgekehrt scheint jedoch ausgerechnet der in den vergangenen Jahren finanziell 
außerordentlich stark alimentierte Sektor der politischen Bildung in den Augen der 
Autoren*innen nicht zum Bildungssystem zu gehören – er taucht im Bericht 
jedenfalls nicht auf. Auch werden die für den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
strategisch wichtigen sozialpädagogischen Angebote sowie die in der sozialen 
Arbeit geleistete Bildungsarbeit nicht eigens thematisiert.

Die Exklusion dieser Handlungsfelder und der darin tätigen Berufe mutet fast 
schon grotesk an, weil die in diesem Segment tätigen Fachkräfte über die gesamte 
Lebensspanne hinweg lupenreine pädagogische Dienstleistungen anbieten, sie also 
genau jene Lebenslauforientierung realisieren, für die der Bericht ja mit Verve 
eintritt.

Sozialpädagogen*innen sind in Schwangerschaftskursen oder als 
Fachberater*innen im Elementarbereich ebenso aktiv wie in der Schulung junger 
Menschen, die ihren Hauptschulabschluss nachmachen wollen. Sie sind in der 
Suchtarbeit zu finden, in der Ausbildung von in der Hospizarbeit tätigen 
Laienhelfer*innen und in anderen Feldern der Arbeit mit alten Menschen. Die hier 
zum Ausdruck kommende Selektivität in der Dokumentation konterkariert den 
eigentlichen Anspruch des Berichts, "von Beginn an (eine) systembezogene, 
evaluative, indikatorisierte Gesamtschau" zu liefern.

Seine Selektivität konterkariert
den Anspruch des Berichts

Der hier dargelegte Konstruktionsfehler stellt die Quelle für eine Reihe weiterer 
Mängel im Bericht dar. So deckt die Kategorie "formale Bildung" zunächst nur 
jene Bildungseinrichtungen ab, die laut Glossar "staatlich anerkannte Abschlüsse" 
ermöglichen. Im Widerspruch dazu ordnen die verantwortlichen Autoren*innen die 
Kindertageseinrichtungen kurzerhand der formalen Bildung zu, obwohl bislang 
nicht bekannt ist, dass Kinder den Kindergarten mit einem Diplom verlassen. Die 
Liste der handwerklichen Fehler ließe sich leicht verlängern. Nicht ohne Stolz 
verweist der Bericht zum Beispiel darauf, präzise Angaben über das gesamte 
Szenario an Bildungseinrichtungen in Deutschland zu machen. Zugleich leistet er



sich im Kapitel über die Gesamtzahl der Bildungsorganisationen den Fauxpas, die 
Weiterbildung einfach außen vor zu lassen. Das ist schon allein deshalb nicht 
nachvollziehbar, weil in den Dokumenten der Nationalen Weiterbildungsstrategie 
verlässliche Zahlen über die Weiterbildungseinrichtungen in Deutschland 
vorliegen. Einschlägigen Quellen faktisch von mehr als 18.000 Einrichtungen.

Auch vom Standpunkt der staatlichen Auftraggeber dürften die hier angedeuteten 
Schwächen keineswegs von trivialer Bedeutung sein. Wie soll das staatliche 
Mandat unter bundes- und landespolitischen Gesichtspunkten in Bezug auf die 
jeweiligen Bildungsbereiche, wie soll die öffentliche Verantwortung gegenüber 
einzelnen Erziehungs- und Bildungsinstitutionen glaubwürdig repräsentiert werden, 
wenn der Bericht die Frage offenlässt, wo das Bildungswesen anfängt und wo es 
endet? Denkbare Maßnahmen der Systemsteuerung vonseiten der Politik können 
doch nur dann ernsthaft in Erwägung gezogen werden, wenn die 
Entscheidungsträger*innen über belastbare Kenntnisse der im Bildungssystem 
ohnehin praktizierten Arbeitsteilung verfügen. Da offenbar eine genauere 
Vorstellung von der sozialen Einheit "Bildungssystem" fehlt, können die 
gegenwärtig mobilisierten Ressourcen in den einzelnen Segmenten nur schlecht auf 
ihre gesellschafts-, finanz- und bildungspolitische Wirksamkeit verglichen und 
bewertet werden. Oder anders ausgedrückt: Wenn in Bezug auf das Bildungssystem 
das INNEN und das AUSSEN unbekannt sind, kann auch nicht geklärt werden, 
welche Probleme hausgemacht und welche extern zurechenbar sind.

Selbstverständlich entwertet die hier geäußerte Kritik nicht die generelle Bedeutung 
des Bildungsberichts. Dieser stellt nicht nur für die Politik eine wichtige 
Entscheidungsgrundlage dar, sondern bildet auch für die interessierte Öffentlichkeit 
und nicht zuletzt für die Wissenschaft eine zentrale Markierung für weitere 
Diskurse. Dennoch kann das hier genannte Monitum nicht einfach beiseite 
geschoben werden.

Möglicherweise ist diese unklare Gegenstandsbestimmung im Bericht darauf 
zurückzuführen, dass sich die Autoren*innen weniger auf ein wissenschaftlich 
informiertes als vielmehr auf ein alltagsweltliches Konzept verlassen haben, etwa 
im Sinne: "Jedem von uns ist doch intuitiv klar, was das Bildungssystem ist". Träfe 
diese riskante Lesart einer Orientierung am Common Sense zu oder läge überhaupt 
keine Gegenstandsbestimmung vor, so wäre dies ein Affront gegenüber der 
empirisch-analytischen Wissenschaftstradition. Genau diese pflegen die 
Autoren*innen ja gewöhnlich hochzuhalten. In einem solchen Fall hätte der Bericht 
"Bildung in Deutschland 2022" zur Lebzeit von Max Weber in der Tat mit dessen 
Kritik rechnen müssen.

https://www.jmwiarda.de/2023/03/07/bildungsbericht-mit-konstruktionsfehler

https://www.jmwiarda.de/2023/03/07/bildungsbericht-mit-konstruktionsfehler


LiV Spektrum

^NFACH mal 
°enmund 

Aufmache«1!

75. Jahr Heft 11 November 2022

;ew-
jlgrupperMTiti *n Da

Zeitschrift der Gä7/ Hessen

Gesar 
konfe/

TITELTHEMA: Lehrkräftebildung 
Die GEW Hessen begrüßt die neuen LiV

für Erziehung, Bildung, Forschung



IN DIESER HLZ HLZ 11/2022 2
A

us
 de

m
 In

ha
lt

Herzlich willkommen!

Herzlich willkommen! Mit dieser Ausgabe der HLZ und dem Themenschwerpunkt Lehrkräf­
tebildung (S.10-20) begrüßt die GEW Hessen alle neuen Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst. 
LiV Spektrum ist seit vielen Jahren für alle LiV ein verlässlicher Begleiter durch das Referen­
dariat mit vielen Tipps und Informationen zur Ausbildung und mit allen Rechtsgrundlagen. 
• Download mit dem QR-Code oder unter www.gew-hessen.de > Veröffentlichungen > Zeit­
schriften > LiV Spektrum

Frankfurt, 12. November 2022: Mit einer zentralen Demonstration, die um 12 Uhr am DGB- 
Haus in Frankfurt beginnt, und einer Kundgebung ab 13 Uhr auf dem Opernplatz bekräftigt 
die GEW Hessen die Forderung nach einer Besoldung der Grundschullehrkräfte nach A13.
• Weitere Infos: www.gew-hessen.de/ja-13-fuer-alle
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Wo bleiben die Beschäftigten?
Der Bildungsbericht 2022 und die Last der Ideologie

Der aktuelle Bildungsbericht wurde in der HLZ 9-10/2022 von 
Roman George auf seine strategisch wichtigen gewerkschafts­
politischen Inhalte abgeklopft. In der Gesprächsreihe Dialog 
Erwachsenenbildung nahm die GEW-Bundesvorsitzende Maike 
Finnern kritisch zu dem Dokument Stellung (auf Youtube unter 
dem Kurzlink https://bit.ly/3SPP7jy). In beiden Fällen lag der 
Lektüre ein und derselbe Gedanke zugrunde: Die GEW muss 
sich zu diesem offiziellen Dokument verhalten. Immerhin lie­
fert der Bericht wichtige Grundlagen für zukünftige bildungs-

politische Debatten. Mehr noch: Er steuert auch die Wahrneh­
mung der Entscheidungsträger, großer Teile der Öffentlichkeit 
und von Vertreterinnen und Vertretern der Wissenschaft, was 
im Erziehungs- und Bildungswesen im Kern wichtig und was 
weniger wichtig ist. Dieter Nitttel, bis 2020 Professor für Erzie­
hungswissenschaften an der Goethe-Universität Frankfurt mit 
dem Schwerpunkt Erwachsenen- und Weiterbildung, nimmt im 
Folgenden vier Aspekte des Bildungsberichts ideologiekritisch 
unter die Lupe und misst ihn an seinen Ansprüchen.

1. Offensichtlich hat sich die Politik mit 
der Chancenungerechtigkeit abgefun­
den.
Der Geltungsanspruch der Aussagen 
im Bericht erstreckt sich ausschließ­
lich auf eindeutig verifizierbare Tatsa­
chen. Dabei wird allerdings eine Engfüh- 
rung zwischen objektivierbaren Daten 
und verteilungstheoretischen, statis­
tischen Quellen vorgenommen. Wenn 
das Autorenteam dabei das Ziel ver­
folgt, „indikatorengestützte Analysen 
zu den Themenbereichen Bildungsein­
richtungen, Bildungspersonal, Bildungs­
ausgaben, Bildungsbeteiligung und Bil­
dungsstand“ (S. 55) vorzulegen, so stellt 
sich zunächst einmal die Frage, warum 
gerade diese und keine anderen The­
men ausgewählt wurden. Außer dass 
die fünf Themen auch schon in frühe­
ren Bildungsberichten abgefragt wurden 
und ihnen eine besonders große Rele­
vanz bei der Steuerung des Systems at­
testiert wird, liefert das Dokument keine 
überzeugende Auswahlbegründung. Im 
öffentlichen Interesse läge beispielswei­
se, sämtliche einschlägigen Informatio­
nen, also alle Daten, Zahlen und Fakten 
zu bündeln, die sich auf das Megathe-

GEW-Online-Tagung „Bildung in der Migrationsgesellschaft"
Der GEW-Hauptvorstand und der 
GEW-Bundesausschuss Migration, Di- 
versity, Antidiskriminierung (BAMA) 
veranstalten am 9. und 10. Dezember 
2022 eine digitale Aktiven- und Ver­
netzungstagung und laden dazu inter­
essierte Mitglieder aus allen Bildungs­
bereichen ein. Neben Fachbeiträgen 
bietet die Online-Tagung Gelegenheit, 
sich über aktuelle Herausforderungen, 
GEW-Positionen und Kooperationen 
im Themenfeld „Bildung in der Mig­
rationsgesellschaft“ auszutauschen. .

ma der Reproduktion der Chancenun­
gerechtigkeit im Erziehungs- und Bil­
dungswesen beziehen. Statt an diversen 
Stellen den Missstand der Chancenun­
gerechtigkeit nur punktuell zu streifen 
und somit in seiner Relevanz zu relati­
vieren, wäre die sachliche Konzentration 
auf dieses wesentliche Thema durchaus 
angemessen gewesen – liefert die Maxi­
me der Chancengerechtigkeit doch eine 
grundlegende Legitimationsbasis für un­
sere Demokratie. Die Art und Weise, wie 
das Thema in dem Bericht behandelt 
wird, lässt den Verdacht aufkommen, 
dass die Politik sich längst damit abge­
funden hat, dass Erziehung und Bildung 
soziale Ungleichheit perpetuieren.

2. Das Personal wird auf das Merkmal 
einer menschlichen Ressource reduziert. 
Der Bericht erhebt den Anspruch, „mit 
dem Thema ‚Bildungspersonal‘ (...) ei­
nen Fokus auf eine zentrale Vorausset­
zung für die Realisierung erfolgreicher 
Bildungsprozesse und damit für die 
Qualitätssicherung und -entwicklung 
im Bildungswesen insgesamt“ (S. 3) zu 
legen. Zwar werden dabei wichtige Fra­
gen der Ausbildung, der Personalge-

In Workshops geht es um die Integ­
ration von neu zugewanderten Kin­
dern und Jugendlichen, die Situation 
von Menschen mit Flucht- bzw. Mig­
rationsgeschichte im Bildungssystem, 
den Umgang mit migrationsbedingter 
Mehrsprachigkeit und Diskriminierun­
gen und die Anerkennung im Ausland 
ausgebildeter Kolleginnen und Kol­
legen. Ziel ist insbesondere auch die 
Stärkung der GEW-Aktivitäten vor Ort. 
• Infos und Anmeldung: https:// 
www.gew.de/VS-Bildung-Migration

winnung und der Weiterbildung sowie 
andere „Herausforderungen“ behandelt. 
Im hohen Maße fragwürdig ist jedoch, 
dass diese Betrachtung ausgerechnet 
die existentiell wichtigen Dimensionen 
Bezahlung und gesundheitliche Belas­
tung ausspart. Man muss kein Experte 
sein, um über die Existenz empirischer 
Untersuchungen zu psychischen und 
körperlichen Belastungen in allen Fel­
dern des Erziehungs- und Bildungswe­
sens informiert zu sein. Auch einschlä­
gige Erhebungen über die Arbeits- und 
Berufszufriedenheit in pädagogischen 
Berufen liegen vor, ganz zu schwei­
gen von simplen Gehaltstabellen. Hin­
ter dem Tatbestand, dass ausgerechnet 
jene Erfahrungsbereiche ausgegrenzt 
werden, die mit Phänomenen der Da­
seinssicherung und des Erleidens im 
Beruf zu tun haben („burn-out“), steckt 
System. Hier abstrahiert der Bildungs­
bericht vom lebendigen Arbeitsvermö­
gen und den subjektiven Erfahrungen, 
von den körperlichen und psychischen 
Dimensionen pädagogischer Arbeit und 
reduziert das Personal auf das alleinige 
Merkmal einer menschlichen Ressource.

3. Sozialpädagogik und Soziale Arbeit 
kommen in dem Bildungsbericht erst 
gar nicht vor.
„Unter der Leitidee ‚Bildung im Lebens- 
lauf‘ werden im Bildungsbericht über das 
Spektrum der Bildungsbereiche und -stu­
fen hinweg der Umfang und die Qualität 
der institutionalisierten Angebote, aber 
auch deren Nutzung durch die Individu­
en analysiert.“ (S.1)
Nicht zuletzt mit der Schwerpunkt­
setzung Personal und dieser Orientie­
rung an der Lebenslaufperspektive mu­
tet es irritierend, ja geradezu bizarr an, 
dass das Feld der Sozialpädagogik und 
der Sozialen Arbeit in dem Bericht un­
terschlagen wird. Dabei sind es doch

https://bit.ly/3SPP7jy
http://www.gew.de/VS-Bildung-Migration
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gerade die Sozialpädagog:innen und 
Sozialarbeiter:innen, die mit ihrer be­
ruflichen Praxis die gesamte Lebens­
spanne abdecken: Die Fachkräfte sind 
in der pränatalen Beratung, der früh­
kindlichen Erziehung, der Eltern- und 
Familienbildung und auch in der Ger- 
agogik bei der Betreuung und Beglei­
tung älterer und hochaltriger Menschen 
tätig. Hinter der Lebenslauforientie­
rung verbirgt sich in Wahrheit eine 
kalte, sprich technokratische Dimen­
sion, ohne dass die Akteure im Erzie- 
hungs- und Bildungswesen unter ei­
nem biographischen Fokus und damit 
als Mitgestalter und Konstrukteure der 
untersuchten Realität in den Blick ge­
raten würden.

4. Der Kompetenzansatz wird gleich­
sam als alternativloses Paradigma prä­
sentiert.
Der Bericht richtet sich „unter Wah­
rung der (…) wissenschaftlichen Unab­
hängigkeit“ an alle „Akteur:innen des 
Bildungswesens in Politik, Verwaltung 
und Praxis ebenso wie an die interes­
sierte Öffentlichkeit“. Um die Rezeption 
des Berichts durch Laien zu erleichtern, 
gibt es ein Glossar, in dem viele Fach­
begriffe erläutert werden. Seinen ideo­
logischen Charakter offenbart der Be­
richt nicht zuletzt deshalb, weil sich die 
lesedidaktische Anlage des Textes als 
bloße Fassade erweist. Häufig wird die 
Orientierung an den Lesegewohnhei­
ten des breiten Publikums durch kryp­
tische, fachwissenschaftliche Formulie­
rungen unterlaufen, wie das folgende 
Beispiel belegt:
„Die hier gewählte Darstellung anhand 
von Average Marginal Effects (AME) (…) 
gibt an, um wie viele Prozentpunkte sich 
die Wahrscheinlichkeit einer Person, ei­
nem Typ mit spezifischen Bildungsver­
laufsmuster anzugehören, durchschnitt­
lich verändern würde (d.h. um eine 
Standardabweichung höher).“ (S. 333) 
Zudem gehen die Autoren in einer ex­
tremen Weise selektiv mit dem wissen­
schaftlichen Erkenntnisstand um. Ob­
wohl der Kompetenzansatz mehrfach 
auf massive Kritik gestoßen ist, wird 
er gleichsam als alternativloses Para­
digma präsentiert. Hinzu kommt die 
Neigung, sich auf Arbeiten aus der pä­
dagogischen Psychologie zu berufen 
und Studien aus der qualitativ orien­
tierten empirischen Bildungsforschung 
weitgehend auszublenden. Am Auto­
renteam scheint die naheliegende Er­
wartung regelrecht abzuprallen, dass 
die interessierte Öffentlichkeit ein ele-

mentares Recht hat, mit der Pluralität 
wissenschaftlicher Lehrmeinungen ver­
traut gemacht und nicht einseitig infor­
miert zu werden.

Ein ideologischer Bericht...
Der Bildungsbericht transportiert Ideo­
logie, weil er vordergründig Wahres 
und Unwahres, das nur beim zweiten 
Blick erkennbar ist, miteinander ver­
mischt: Es widerspricht nun einmal un­
serer demokratischen Werteordnung, 
wenn das Problem Nummer 1 im Erzie- 
hungs- und Bildungswesen – die Chan­
cenungerechtigkeit – nicht den Platz 
zugewiesen bekommt, den es verdient. 
Dabei wird nicht in Erwägung gezogen, 
dass die gesellschaftlichen Produktiv­
kräfte und materiellen Ressourcen sehr 
wohl zu einer nachhaltigen Reform des 
Bildungswesens genutzt werden könn­
ten. Wer die aktuelle Lage des pädago­
gischen Personals unter Ausgrenzung 
seiner Gesundheit und der materiellen 
Entlohnungschancen angemessen the­
matisieren will, geht in seiner Untersu­
chung an der Lebensrealität der Betrof­
fenen vorbei. Last but not least erweist 
es sich als unwahr, Bildung und Erzie­
hung im Lebenslauf zu erfassen und da­
bei die Sozialpädagogik und die Soziale 
Arbeit auszugrenzen und den wissen­
schaftlichen Erkenntnisstand nur unter 
Maßgabe des eigenen Paradigmas reka­
pitulieren zu wollen.

… ohne große kritische Resonanz 
Bemerkenswert ist der schwache kriti­
sche Widerhall, den der Bericht im Wis­
senschaftsbetrieb ausgelöst hat. Sofern 
ich das Schweigen der Kolleg:innen 
aus den Universitäten richtig deu­
te, so scheinen die akademischen 
Erziehungswissenschaftler:innen of­
fenbar die allzu bequeme Position zu 
vertreten, dass Dokumente wie der Bil­
dungsbericht „ja gar keine richtige Wis­
senschaft“ seien. Diese Textsorte, so 
hört man bei Kolleg:innen, werde al­
lenthalben für bloße Legitimationszwe­
cke genutzt. Dabei wird aber offenbar 
vergessen, dass diese Textsorte aus all­
gemeinen Steuergeldern finanziert wird 
und die Öffentlichkeit sehr wohl mehr 
Qualität in den wissenschaftlichen Ex­
pertisen verlangen kann. Sie dient kei­
neswegs nur zur Politikberatung, son­
dern bietet auch der Zivilgesellschaft 
eine Basis für diskursive Prozesse. Hier 
werden Relevanzen festgelegt, Zo­
nen des legitimen und nicht-legitimen 
Wissens bestimmt, sprich: Wirklichkeit 
konstruiert.

Autor:innengruppe Bildungsberichter­
stattung (2022): Bildung in Deutsch­
land 2022. Ein indikatorengestützter 
Bericht mit einer Analyse zum Bil­
dungspersonal, Bielefeld.
• Download: https://www.bildungsbe- 
richt.de

Auf den Bildungsbericht mit dem 
Abwehrmechanismus postmoderner 
Ironie oder gar zynischer Kommentie­
rung zu reagieren, entspricht nicht der 
Ernsthaftigkeit der Lage. Erst recht lie­
fert eine derartige Distanzierung den 
Vertretern der nachwachsenden Gene­
ration keine Folie für vorbildliches wis­
senschaftliches Verhalten. In der Tat: 
Ideologien verzerren die Perspektive, 
trüben den Blick und belasten die Ur­
teilsbildung. Und manchmal besteht die 
Botschaft moderner Ideologien darin, 
„das Selbstverständnis der Gesellschaft 
vom Bezugssystem des kommunikativen 
Handelns und von den Begriffen der sym­
bolisch vermittelten Interaktion abzuzie­
hen und durch ein wissenschaftliches Mo­
dell zu ersetzen. In gleichem Maße tritt an 
die Stelle des kulturell bestimmten Selbst­
verständnisses einer sozialen Lebenswelt 
die Selbstverdinglichung der Menschen 
unter Kategorien zweckrationalen Han­
delns und adaptiven Verhaltens.“ (1) 
In manchen Fällen, so Habermas, trägt 
Wissenschaft eben nicht zur Relativie­
rung von Ideologien bei, sondern mu­
tiert selbst zur Ideologie. Der Bildungs­
bericht 2022 liefert dafür ein Beispiel. 
Dieter Nittel, assoziierter Professor, 
Fernuniversität Hagen
(1) Jürgen Habermas: Technik und Wis­
senschaft als „Ideologie“. Frankfurt/M., 10. 
Auflage 1979 S.81f.

https://www.bildungsbe-richt.de

